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Vorwort 

Die vorliegende Bachelorarbeit wurde im Rahmen meines Studiums 

ĂPublic Managementñ an der Hochschule für öffentliche Verwaltung und 

Finanzen in Ludwigsburg verfasst. 

Sie befasst sich mit dem Thema der Vollzeitpflege in der Kinder- und    

Jugendhilfe, deren wichtigsten Inhalte in Gestalt einer Arbeitshilfe für die 

Wirtschaftliche Jugendhilfe zusammengefasst wurden. 

Die Idee für dieses Thema hat sich in Gesprächen mit Frau Prof. Ute  

Vondung und Herrn Klaus-Dieter Pieper ergeben, bei denen ich mich an 

dieser Stelle für die gute Unterstützung bei der Themenentwicklung und 

die intensive Betreuung während der Entstehung der Arbeit herzlich be-

danken möchte. 

Mein Dank gilt des Weiteren Frau Christiane Wahlicht, die sich bereiter-

klärt hat, die Zweitkorrektur meiner Bachelorarbeit zu übernehmen, sowie 

den zahlreichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des Jugendamtes 

Stuttgart, die sich für meine Arbeit die Zeit für ausführliche, interessante 

und konstruktive Gespräche genommen haben.  

Ein besonderer Dank geht an Frau Gabi Lässig und Frau Sabrine Gasmi, 

die in das sprachliche und inhaltliche Korrekturlesen meiner Bachelorar-

beit viel Zeit und Mühe investiert haben. 

Zur besseren Lesbarkeit sowie aus Vereinfachungsgründen wird in der 

vorliegenden Arbeit auf die Differenzierung der weiblichen und männlichen 

Form verzichtet. Die männliche Form dient lediglich als Abkürzung für  

beide Geschlechtsformen und spricht stets auch Frauen bzw. weibliche 

Kinder und Jugendliche an. 

 

 

Korntal-Münchingen, im September 2012                                 Elena Pflanz 
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1 Einführung 

Die Unterbringung von Kindern außerhalb ihres Elternhauses, in Heimen 

oder in Ăfremdenñ Familien, reicht historisch bis ins Altertum zurück.1 Der 

Stellenwert von Vollzeitpflegestellen war und ist sowohl von politischen, 

gesellschaftlichen und historischen Interessen und Entwicklungen als 

auch dem aktuellen Menschenbild abhängig. 

Heutzutage ist die Vollzeitpflege eine der stationären Hilfen zur Erziehung. 

Sie sichert den Unterhalt und die Erziehung von Kindern und Jugendlichen 

in familiärem Rahmen und soll deren persönliche und soziale Entwicklung 

fördern. Grundsätzlich erfolgt die Vollzeitpflege mit der Zielsetzung, auf die 

Rückkehr des Kindes oder Jugendlichen in seine Herkunftsfamilie hinzu-

arbeiten. Sollte dies nicht möglich sein, wird der Verbleib des Kindes in 

der Pflegefamilie geplant. Für beide Varianten bedarf es vor und während 

der Vollzeitpflege einer qualifizierten Unterstützung der Pflegepersonen 

und ihrem Pflegekind, sowie einer intensiven Beratung und Begleitung der 

Herkunftsfamilie von Seiten des Jugendamtes. 

Die vorliegende Arbeitshilfe fasst die momentane Rechtslage in der Voll-

zeitpflege unter Berücksichtigung aktueller Rechtsprechung zusammen 

und geht auf rechtliche und praktische Probleme ein, die sich in der Aus-

gestaltung der Hilfe im Praxisalltag ergeben können. 

Die Arbeit hat ihren Zweck erreicht, wenn sie zur Lösung von Problemen 

im Praxisalltag ï besonders von den Mitarbeiter der wirtschaftlichen Ju-

gendhilfe - als Nachschlagewerk selbstverständlich und gewinnbringend 

zur Hand genommen wird und dadurch idealerweise zur weiteren Qualifi-

zierung im Bereich der Vollzeitpflege beitragen kann.  

Durch ein Praktikum in der wirtschaftlichen Jugendhilfe im Bereich Stutt-

gart-Zuffenhausen im Rahmen meines Studiums und zahlreichen Gesprä-

chen mit Mitarbeitern verschiedener Dienste des Jugendamtes war es mir 

                                                
1
 Vgl. Rauschenbach/Züchner/Schilling, in Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 59. 
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möglich, einen guten Einblick in das Thema zu erlangen und daraus Er-

kenntnisse für bestimmte Inhalte der Bachelorarbeit zu ziehen. Das Er-

gebnis in Form dieser  Orientierungshilfe wird ï voraussichtlich im März 

2013 ï im Großteam der wirtschaftlichen Jugendhilfe der Stadt Stuttgart 

vorgestellt. 

Zu Beginn der Arbeit werden in Kapitel 2 zuerst die rechtlichen Grundla-

gen und Rahmenbedingungen der Vollzeitpflege geklärt. Um eine Abgren-

zung der einzelnen, am Hilfeprozess mitwirkenden Dienste zu erleichtern, 

werden ihre Aufgaben im Rahmen einer Vollzeitpflege im weiteren Verlauf 

dargestellt. Anschließend wird der Weg eines Kindes bis zum Pflegekind 

beleuchtet, sowie die Rechte und Pflichten der Herkunfts- und der Pflege-

familie herausgearbeitet. Auf die einzelnen Rechtspositionen aller Beteilig-

ten dieser Dreieckskonstellation wird ausführlich Bezug genommen. Den 

Ablauf eines Pflegeverhältnisses werde ich anhand eines beispielhaften 

Hilfeverlaufes in Stuttgart aufzeigen und im gleichen Zug auf die sich in 

der Praxis ergebenden praktischen und rechtlichen Probleme eingehen. 

Anschließend wird die aktuelle Situation der Vollzeitpflege in Baden-

Württemberg und der Landeshauptstadt Stuttgart anhand statistischer Da-

ten erläutert. Im letzten Teil der Arbeit werden die Kerngedanken der Ori-

entierungshilfe gesammelt und in einem Fazit zusammengefasst. 

2  Rechtlicher Rahmen der Vollzeitpflege 

2.1 Grundsätze des Jugendhilferechts 

2.1.1 Grundlage Grundgesetz 

Um das Thema Vollzeitpflege ausführlich erörtern zu können, müssen zu-

nächst einige Grundsätze der Kinder- und Jugendhilfe besprochen wer-

den, die bereits im Grundgesetz (GG) verankert sind. 

Der Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe leitet sich vom Wort Ăsozialñ aus 

Art. 20 Abs. 1 GG ab, der die Bundesrepublik als einen demokratischen 

und sozialen Bundesstaat beschreibt. Auch Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG formu-
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liert: ĂDie verfassungsmªÇige Ordnung in den Lªndern muss den Grunds-

ätzen des republikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates 

im Sinne dieses Grundgesetzes entsprechen.ñ  

Über diese Begrifflichkeit ist die Generalklausel des Jugendhilferechts (§ 1 

SGB VIII) inhaltlich mit den Handlungsaufträgen und Leistungsverpflich-

tungen des Sozialstaatsprinzips aus den Artikeln 20 Abs. 1 GG und 28 

Abs. 1 S. 1 GG verknüpft.2 Hinter dem Begriff ĂSozialstaatñ verbirgt sich 

der Auftrag des Staates, für einen sozialen Ausgleich sowie für soziale 

Sicherheit und Gerechtigkeit zu sorgen. Des Weiteren steht die staatliche 

Gemeinschaft in der Pflicht, Lebensrisiken in der Bevölkerung zu mindern 

oder zu beseitigen. 

 ĂPflege und Erziehung der Kinder sind das nat¿rliche Recht der Eltern 

und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht 

die staatliche Gemeinschaft.ñ3 

Die grundsätzliche Aufgabe der Kinderï und Jugendhilfe ist es, die Ent-

wicklung junger Menschen zu fördern und ihre Erziehung zu einer eigen-

verantwortlichen, gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu unterstützen 

und ergänzen. Gemäß Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG tragen die Eltern die primäre 

Erziehungsverantwortung und müssen dabei stets das Wohl des Kindes 

gewährleisten; nur dann handeln sie im Rahmen ihres Elternrechts. Die-

ses Ziel verwirklicht die Kinder- und Jugendhilfe in erster Linie dadurch, 

dass sie die elterliche Erziehungsverantwortung stärkt, ergänzt und not-

falls ï unter Einverständnis der Eltern ï ersetzt.4 Gemäß Art. 6 Abs. 2 S. 2 

GG ist es demnach Aufgabe des Staates, über die Wahrnehmung der el-

terlichen Erziehungsverantwortung zu wachen und die Kinder und Jugend-

lichen vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen.5 

                                                
2
 Vgl. Jestaedt, in Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 102. 

3
 Auszug aus dem Grundgesetz: Art. 6 Abs. 2 GG. 

4
 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 65. 

5
 Vgl. Wiesner, in Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 169. 
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Das in Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG beschriebene Elternrecht wurde in das Kin-

der- und Jugendhilferecht übernommen und findet sich wortgleich in § 1 

Abs. 2 Achtes Sozialgesetzbuch (SGB VIII) wieder. 

2.1.2 § 1 SGB VIII ï die Generalklausel des SGB VIII 

Das SGB VIII ist im Sozialrecht der sich neu herausgebildeten Säule der 

ĂSozialen Fºrderungñ zuzuordnen. Die rechtlichen Rahmenbedingungen 

liefern das SGB I (Allgemeiner Teil) und das SGB X (Sozialverwaltungs-

verfahren und Sozialdatenschutz). Kapitel 1 des SGB VIII enthält in den  

§§ 1 - 10 SGB VIII eine Reihe von allgemeinen Vorschriften, die für alle in 

diesem Gesetz folgenden Bestimmungen gemeinsam gelten.6 

§ 1 SGB VIII ist die Generalklausel für den Bereich der Jugendhilfe. Wie 

bereits angeführt, ist diese Leitnorm inhaltlich mit den sich aus dem Sozi-

alstaatsprinzip des Grundgesetzes ergebenden Rechten und Pflichten 

verknüpft. 

Der erste Absatz des § 1 SGB VIII hebt das Recht aller jungen Menschen 

auf Förderung der Entwicklung und Erziehung zu einer eigenverantwortli-

chen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit hervor. Absatz 2 zitiert Art. 

6 Abs. 2 GG und betont dementsprechend die verfassungsmäßig garan-

tierte Erziehungsverantwortung der Eltern und die Pflicht des Staates, als 

ĂWªchteramtñ die Pflege und Erziehung der Kinder sicherzustellen.7 In 

Absatz 3 findet sich schließlich ein konkreter Aufgabenkatalog der Ju-

gendhilfe mit Fokus auf der Förderung junger Menschen in ihrer Entwick-

lung, dem Abbau von Benachteiligungen, der Beratung und Unterstützung 

von Erziehungsberechtigten, dem Schutz junger Menschen vor Gefahren 

und der Schaffung einer kinder- und familienfreundlichen Umwelt. 

 

 

                                                
6
 Vgl. Bernzen, Einführung in das Kinder- und Jugendhilferecht, 2005, S. 9. 

7
 Vgl. Kunkel (Hrsg.), Sozialgesetzbuch VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2011, S. 35 f. 
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2.2 Hilfe zur Erziehung/ Eingliederungshilfe für seelisch behinderte     

      Kinder und Jugendliche/ Hilfe für junge Volljährige 

Die Hilfe zur Erziehung (HzE) gem. § 27 SGB VIII, die Eingliederungshilfe 

für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche gem. § 35a SGB VIII und 

die Hilfe für junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII verkörpern jeweils Ein-

zelfall-Leistungen und sind in Gesetz und Praxis von zentraler Bedeutung. 

Auf die Hilfe zur Erziehung und die Eingliederungshilfe besteht ein (ein-

klagbarer) Rechtsanspruch, da diese Paragraphen subjektive, öffentliche 

Rechte enthalten. Das bedeutet, dass diese Leistungsnormen den Träger 

der Jugendhilfe zu einem bestimmten Tun verpflichten und den Schutz 

eines Einzelnen (Schutzzwecktheorie) bezwecken müssen.8 Auf die Hilfe 

für junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII besteht der Rechtsanspruch hin-

gegen lediglich im Regelfall. In atypischen Fällen liegt die Entscheidung 

über die Gewährung der Leistung im Ermessen des zuständigen Jugend-

amtes.9 

Anspruchsberechtigte des § 27 SGB VIII sind gem. Abs. 1 stets und aus-

schließlich die Personensorgeberechtigten. Im Regelfall sind das die leib-

lichen Eltern, ausnahmsweise ein Vormund oder Pfleger. Besteht für ein 

Kind das gemeinsame Sorgerecht der Herkunftseltern, ist der Antrag auf 

Hilfe zur Erziehung von beiden Elternteilen zu unterzeichnen.10 Als formel-

le Voraussetzung der Hilfen zur Erziehung muss dieser Antrag der Perso-

nensorgeberechtigten unbedingt aktenkundig gemacht werden. 

Tatbestandliche Voraussetzung für eine Hilfe zur Erziehung ist ein Erzie-

hungsdefizit bei einem Kind oder Jugendlichen (gem. § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 

2 SGB VIII), d.h. eine dem Wohl des Kindes entsprechende Erziehung ist 

von Seiten der Eltern oder der Familie nicht gewährleistet. Ein Erzie-

hungsmangel besteht demnach nicht nur beim Kind, sondern auch auf 

                                                
8
  Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 102. 

9
  Vgl. Fischer, in Schellhorn/Fischer/Mann/Kern, SGB VIII, Kommentar, 2012, S. 360. 

10
 Vgl. Fischer, in Schellhorn/Fischer/Mann/Kern, SGB VIII, Kommentar, 2012, S. 242. 
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Seiten der Eltern. Die beabsichtigte Hilfe muss dem Bedarf des Einzelfal-

les gerecht werden und sowohl geeignet (die Möglichkeit der Beseitigung 

des Erziehungsdefizits durch die konkrete Maßnahme muss gegeben 

sein), als auch notwendig sein (die Behebung des Erziehungsdefizits ist 

nicht durch eine weniger intensive Maßnahme möglich). 

Liegen die Leistungsvoraussetzungen einer Hilfe zur Erziehung gem. § 27 

Abs. 1 SGB VIII vor, kommt nach § 27 Abs. 2 SGB VIII Ăinsbesondereñ 

eine der in den §§ 28 - 35 SGB VIII aufgeführten Ausgestaltungsformen in 

Betracht. Bei der Formulierung Ăinsbesondereñ handelt es sich um eine 

Öffnungsklausel, die es ermöglicht, in Anlehnung an den bereits existie-

renden Katalog der Hilfen neuartige Hilfen zu entwickeln, sollte der Einzel-

fall dies erforderlich machen.11 Die ĂSollñ - Formulierung dieser Paragra-

phen dient lediglich der Beschreibung des Zwecks der verschiedenen Hil-

fearten und lässt die Anspruchsnorm des § 27 SGB VIII unberührt.12 Eine 

Hilfe zur Erziehung kann daher nie losgelöst nach §§ 28 - 35 SGB VIII 

gewährt werden, sondern steht immer in Verbindung mit der Anspruchs-

grundlage § 27 SGB VIII. Der Leistungskatalog der §§ 27 ff. SGB VIII um-

fasst sowohl ambulante, als auch teilstationäre und stationäre Hilfeange-

bote, deren Ausgestaltung in Inhalt und Umfang variiert. 

Seelisch behinderte Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Einglie-

derungshilfe nach § 35a SGB VIII. Der eigene Rechtsanspruch der Kinder 

liegt darin begründet, dass diese Hilfe nicht mit Einschränkungen des el-

terlichen Erziehungsrechts verbunden ist. Der Umfang der Eingliede-

rungshilfe richtet sich nach § 54 SGB XII, der wiederum auf § 26 SGB IX 

verweist. Die Gewährung der Eingliederungshilfe ist unabhängig davon, 

ob die Voraussetzungen einer Hilfe zur Erziehung nach § 27 SGB VIII vor-

liegen oder nicht. Die beiden Jugendhilfeleistungen können vielmehr pa-

rallel geleistet werden kann. Die Ausgestaltung des § 35a SGB VIII ist in 

                                                
11

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 148. 
12

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 142. 
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Absatz 2 aufgelistet und entspricht in ihrer Form den bereits genannten 

Hilfearten der §§ 28 - 35 SGB VIII.13 

Mit Erreichen der Volljährigkeit endet zwar die Hilfe zur Erziehung kraft 

Gesetzes, nicht aber die Jugendhilfe. Alle Hilfen der §§ 28 ï 30 und 33 ï 

35 SGB VIII sind gem. § 41 Abs. 2 SGB VIII als Hilfen für die gesunde 

Persönlichkeitsentwicklung i.d.R. auch an junge Volljährige zu gewähren, 

solange diese Hilfen aufgrund der individuellen Situation notwendig sind. 

Normalerweise werden sie nur bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres 

gewährt; in begründeten Einzelfällen sind sie aber maximal bis zum Errei-

chen des 27. Lebensjahres möglich.14 

2.2.1 Vollzeitpflege gemäß § 33 SGB VIII 

Die Vollzeitpflege wird unter § 33 SGB VIII in den Kontext der Hilfen zur 

Erziehung gestellt und ist somit der Gesamtheit der Regelungen dieses 

Abschnittes unterworfen.15 Sie gehört zum stationären, Ăfamilienersetzen-

denñ Repertoire der Kinder- und Jugendhilfe.  

Unter Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII versteht man die Unterbringung 

und Betreuung eines Kindes oder Jugendlichen (§ 7 Abs. 1 Nr. 1, 2 SGB 

VIII) über Tag und Nacht in familiärem Rahmen außerhalb des Elternhau-

ses. Im Katalog der Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII nimmt sie eine Sonder-

stellung ein, da Vollzeitpflege zwar unter öffentlicher Beteiligung,  jedoch 

in privatem Raum stattfindet.16 Die Hilfe kann je nach Alter und Entwick-

lungsstand des Kindes sowie den Möglichkeiten der Verbesserung der 

Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie17 entweder als zeitlich 

begrenzte Erziehungshilfe oder als auf Dauer angelegte Lebensform aus-

gestaltet werden.  

Entgegen der Formulierung in § 33 SGB VIII ist es nicht zwingende Vo-

raussetzung, dass die Hilfe in einer anderen Familie erfolgt. Die §§ 44 

                                                
13

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 164 f. 
14

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 175. 
15

 Vgl. Pietsch, Entwicklung in Nischen ï Resilienz bei Pflegekindern, 2009, S. 24. 
16

 Vgl. Wiesner, SGB VIII, Kinder- und Jugendhilfe ï Kommentar, 2011, S. 486. 
17

 Vgl. Kunkel (Hrsg.), Sozialgesetzbuch VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2011, S. 330. 
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Abs. 1 S. 1 und 86 Abs. 6 S. 1 SGB VIII sprechen von einer ĂPflegeper-

sonñ, die die Betreuung des Pflegekindes übernimmt. Es ist prinzipiell also 

möglich, dass Einzelpersonen die Hilfe leisten, wenn im Einzelfall eine 

angemessene und Erfolg versprechende Erziehung zu erwarten ist. 

Obgleich sich die Vollzeitpflege wie alle Hilfen zur Erziehung an die Per-

sonensorgeberechtigten und damit im Normalfall an die Eltern richtet, ver-

steht sie sich in erster Linie als Angebot an Kinder und Jugendliche. § 33 

SGB VIII enthält keine Altersbeschränkung, trotzdem wird die Hilfe ten-

denziell v.a. bei sehr jungen Kindern erbracht (in Stuttgart sind ca. ¾ der 

Kinder in Vollzeitpflege unter 6 Jahre alt18). Gem. § 41 SGB VIII kann sie 

jedoch ebenso für junge Volljährige gewährt werden.  

Im Gegensatz zur Heimerziehung oder den immer mehr verbreiteten, pro-

fessionellen Erziehungsstellen nach § 34 SGB VIII besitzt eine Hilfe in 

Vollzeitpflege weder einen institutionellen Rahmen, noch benötigen die 

Pflegepersonen eine fachliche Qualifikation als Pädagogen. Vielmehr  bie-

tet sich die Pflegefamilie als eine Art Kompensator misslungener familiärer 

Sozialisation an, indem sie ihre eigenen, familienähnlichen Strukturen als 

pädagogisches Element einsetzt19 und versucht, mit der Zeit ein stabiles, 

emotionales Näheverhältnis mit dem Pflegekind aufzubauen.20 

2.2.2 Besondere Arten der Vollzeitpflege 

2.2.2.1 Sonderpflegestellen 

Für besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche sind 

gem. § 33 S. 2 SGB VIII geeignete Formen der Familienpflege bereitzu-

stellen. Diese Sonderpflegestellen bzw. heilpädagogischen Pflegestellen 

sind darauf angelegt, Minderjährige besonders intensiv pädagogisch und 

therapeutisch zu betreuen, weshalb i.d.R. von mindestens einer der Pfle-

                                                
18

 Vgl. Interview mit Frau Heugel (PKD), 26.06.2012, Anlage 1. 
19

 Vgl. Pietsch, Entwicklung in Nischen ï Resilienz bei Pflegekindern, 2009, S. 23. 
20

 Vgl. Bernzen, Einführung in das Kinder- und Jugendhilferecht, 2005, S. 72. 
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gepersonen eine pädagogische oder therapeutische Ausbildung erwartet 

wird.21 

2.2.2.2 Verwandtenpflege 

Als Ăandere Familieñ i.S.d. § 33 S. 1 SGB VIII kann auch die Verwandt-

schaft des Kindes ï z.B. die Großeltern, Onkel oder Tante -  als Pflegefa-

milie bzw. einzelne Pflegeperson in Betracht kommen.22 Auch Verwandte 

müssen als Pflegeperson allerdings bereit und geeignet sein, den Hilfebe-

darf des Kindes in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt nach Maßgabe 

der §§ 36, 37 SGB VIII zu decken (vgl. § 27 Abs. 2a SGB VIII). Für eine 

Entscheidung über diese in § 27 Abs. 2a SGB VIII integrierte Grundgeeig-

netheit erfolgt in Stuttgart eine Überprüfung der zukünftigen Pflegestelle 

durch den Pflegekinderdienst, auch wenn Verwandte gem. § 44 Abs. 1 Nr. 

3 SGB VIII keine Pflegeerlaubnis benötigen. 

2.2.2.3 Kurzzeitpflege 

Eine weitere Sonderform der Vollzeitpflege i.S.d. § 33 SGB VIII ist die 

Kurzzeit- bzw. Übergangspflege.  

Fallen Eltern vorübergehend - z.B. krankheitsbedingt ï aus, können deren 

Kinder für diese Zeit in eine spezielle Übergangspflegestelle aufgenom-

men werden. Dieser Aufenthalt ist zeitlich begrenzt und nur dann als Hilfe 

zur Erziehung notwendig, wenn die erzieherische Mangelsituation nicht 

durch eine weniger intensive, ambulante Betreuung beseitigt werden 

kann. 

2.3 Die Pflegeerlaubnis 

Werden Kinder oder Jugendliche im Rahmen von Hilfe zur Erziehung in 

Vollzeitpflege untergebracht, muss bereits vorher sichergestellt sein, dass 

die Pflegepersonen eine dem Wohl des Kindes förderliche Erziehung ge-

währleisten können (§ 37 Abs. 3 SGB VIII). Da Pflegekinder aufgrund der 

                                                
21

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, Schaubild auf S. 154. 
22

 Vgl. OVG Bautzen, Urteil vom 29.05.2009, Az.: 1 A 54/08. 



 10 

 

Trennung von den Eltern besonderen, staatlichen Schutz benötigen, be-

darf es einer Überprüfung der zukünftigen Pflegepersonen durch das Ju-

gendamt und der Erteilung einer öffentlich-rechtlichen Pflegeerlaubnis 

gem. § 44 SGB VIII. Die Pflegepersonen müssen sowohl persönlich ge-

eignet sein, als auch geordnete häusliche Verhältnisse vorweisen können. 

Aus diesem Grund soll das zuständige Jugendamt gem. § 46 i.V.m. § 87a 

SGB VIII  die Voraussetzungen einer Pflegeerlaubnis auch vor Ort durch 

Hausbesuche prüfen.23 

Die Erlaubniserteilung zur Vollzeitpflege stellt einen begünstigenden Ver-

waltungsakt (VA) i.S.d. § 31 SGB X dar, dessen Rechtmäßigkeit eine Be-

gründung  gem. § 35 SGB X, sowie eine Anhörung der Pflegepersonen 

gem. § 24 SGB X voraussetzt. Wirksam wird der VA erst mit Bekanntgabe 

(§ 39 SGB X) gegenüber dem Adressaten, in diesem Fall gegenüber der 

Pflegeperson.24 

Von der Notwendigkeit einer Pflegeerlaubnis sind die in § 44 Abs. 1 S. 2 

Nr.1 bis 6 SGB VIII aufgeführten Fälle ausgenommen. Demnach sind z.B. 

weder enge Verwandte gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII noch Kurzzeit-

pflegestellen bis zu acht Wochen gem. § 44 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 SGB VIII 

erlaubnispflichtig. Familien, die Kinder in Kurzzeitpflege aufnehmen, sind 

oftmals Freunde oder Nachbarn der kurzzeitig ausfallenden Eltern. Sie 

sollen durch eine Befreiung von der Pflegeerlaubnis, der direkten Kontrolle 

und Einflussnahme des Jugendamtes entzogen werden. 

Gem. § 44 Abs. 2 SGB VII ist eine Pflegeerlaubnis nur dann zu versagen, 

wenn das Wohl des Kindes in der Pflegestelle nicht gewährleistet ist.25 

Das setzt grundsätzlich einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Erlaubnis 

zur Vollzeitpflege voraus. Das Jugendamt steht demnach in der Beweis-

last und muss die Ungeeignetheit der Pflegefamilie nachweisen. Einschlä-

gig vorbestrafte Personen des § 72 a Nr. 1 und 5 SGB VIII sind bspw. von 

                                                
23

 Vgl. Bernzen, Einführung in das Kinder-und Jugendhilferecht, 2005, S. 87. 
24

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 187. 
25

 In § 19 Abs. 3 S. 2 AGKJHG findet sich eine Auflistung, in welchen Fällen die    
    Pflegeerlaubnis Ăinsbesondereñ zu versagen ist. 
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Vorneherein von der Wahrnehmung von Aufgaben in der Kinder- und Ju-

gendhilfe ausgenommen. Bei einer nicht nach § 44 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB 

VIII vermittelten Pflegeperson sollen sich die öffentlichen Jugendhilfeträ-

ger daher ein Führungszeugnis i.S.d. § 30a Abs. 1 BZRG vorlegen lassen, 

um einer potenziellen Gefährdung des Kindes vorzubeugen.26 

Um dem Jugendamt seine gesetzlich verankerte Kontrollfunktion zu er-

möglichen, muss die Pflegeperson das Jugendamt gem. § 44 Abs. 4 SGB 

VIII über wichtige Ereignisse wie z.B. Umzüge oder Krankheitsfälle unter-

richten. Ist das Wohl des Kindes in der Pflegefamilie gefährdet und diese 

nicht bereit oder in der Lage die Gefährdung abzuwenden, kann die Er-

laubnis nach § 44 Abs. 3 S. 2 SGB VIII zurückgenommen (die Gefährdung 

bestand schon bei der Erlaubniserteilung) oder widerrufen (die Gefähr-

dung trat erst nach Erlaubniserteilung ein) werden.27 

Hat eine erlaubnispflichtige Pflegeperson die Pflegeerlaubnis vor Inpflege-

nahme eines Kindes nicht eingeholt, begeht sie gem. § 104 SGB VIII eine 

Ordnungswidrigkeit, die mit einer Geldbuße geahndet werden kann. 

2.4 Hilfeplanungsverfahren nach § 36 SGB VIII 

Für bestimmte Leistungen in der Kinder- und Jugendhilfe ist ein Hilfepla-

nungsverfahren vorgeschrieben. Bei diesen Leistungen handelt es sich 

um die Hilfe zur Erziehung gem. §§ 27 ff. SGB VIII, die Hilfe für junge Voll-

jährige nach § 41 SGB VIII und die Eingliederungshilfe für seelisch behin-

derte Kinder- und Jugendliche gem. § 35a SGB VIII.28 

Die Vorschrift des § 36 Abs. 1 SGB VIII regelt die Mitwirkungs- und Mitge-

staltungsrechte von Kindern und Jugendlichen, Eltern und Personensor-

geberechtigten bei der Planung und Durchführung einer Hilfe. Die Leis-

tungsadressaten sind gem. Abs. 1 S. 1 vor der Inanspruchnahme oder der 

Änderung einer Hilfe umfassend zu beraten und auf mögliche Folgen für 

die Entwicklung des Kindes hinzuweisen. Ihre Wahl und ihre Wünsche 

                                                
26

 Vgl. Mann, in Schellhorn/Fischer/Mann/Kern, SGB VIII, Kommentar, 2012, S. 397. 
27

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 188. 
28

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 162. 
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sind bei der Entscheidung zwischen einer stationären Einrichtung und ei-

ner Pflegefamilie gem. § 36 Abs. 1 S. 3 und 4 SGB VIII entsprechend der 

Bestimmungen in § 5 SGB VIII zu berücksichtigen. 

Über die im konkreten Einzelfall geeignete Hilfeart entscheiden letztend-

lich mehrere Fachkräfte (Sozialarbeiter, Ärzte, Psychologen, etc.) gemein-

sam, wenn anzunehmen ist, dass die Hilfe voraussichtlich auf längere Zeit 

angelegt ist. Bei Eingliederungsmaßnahmen für Kinder und Jugendliche 

mit seelischen Behinderungen nach § 35a SGB VIII soll zusätzlich zu den 

übrigen Beteiligten ein mit dem Fall vertrauter, fachkundiger Arzt in die 

Hilfeplanung und ïdurchführung miteinbezogen werden. 

Das Ergebnis der Hilfeplanung soll nach § 36 Abs. 2 S. 2 SGB VIII ein Hil-

feplan sein, der von den zuständigen Fachkräften in Zusammenarbeit mit 

den Personensorgeberechtigten und dem Kind oder Jugendlichen aufge-

stellt wird. Er soll Feststellungen über den erzieherischen Bedarf, die Art 

der Hilfe, ihr Ziel, sowie die notwendigen Leistungen enthalten und die 

Hilfe in ihrem Verlauf regelmäßig auf ihre aktuelle Notwendigkeit und Ge-

eignetheit überprüfen. 

Schwierigkeiten in der Ausgestaltung des Hilfeplans macht v.a. die mög-

lichst konkrete Formulierung der Hilfeziele. Trotzdem ist die Arbeit, die in 

eine Zielbeschreibung investiert wird, durchaus sinnvoll. Die einzelnen 

Schritte einer Hilfe werden für die Beteiligten etwas transparenter, was 

wichtig für deren Akzeptanz und Mitwirkungsbereitschaft im Hilfeverlauf 

ist. Für den öffentlichen Träger hingegen bietet sich die Zielvorgabe zum 

Einen als Instrument der Selbstkontrolle an, zum Anderen schafft sie eine 

Möglichkeit, die bisherige Arbeit des Trägers zu überprüfen, zu bewerten 

und ggf. notwendige Veränderungen anzuleiten.29 

Die Voraussetzungen der Hilfe, die im Hilfeplanungsverfahren gesammelt 

werden, ermittelt das Jugendamt gem. § 20 SGB X von Amts wegen, d.h. 

ohne Antrag der Personensorgeberechtigten. Die Inhaber des Sorgerech-

                                                
29

 Vgl. Bernzen, Einführung in das Kinder-und Jugendhilferecht, 2005, S. 58. 



 13 

 

tes (bei gemeinsamem Sorgerecht beide Sorgerechtsinhaber) müssen 

jedoch ihr Einverständnis zur Durchführung der geplanten Hilfe geben, 

was in der Praxis oft in Form eines Hilfeantrages ausgestaltet wird.30 

2.5 Leistungen zum Unterhalt nach § 39 SGB VIII und Krankenhilfe  

      nach § 40 SGB VIII 

Die Sicherstellung des Lebensunterhaltes des Kindes gem. § 39 SGB VIII 

ist keine selbstständige Aufgabe der Jugendhilfe, sondern eine Annexleis-

tung zur Hilfegewährung. Aus diesem Grund haben Pflegeeltern, die im 

Rahmen einer Hilfe nach § 33 SGB VIII tätig werden, keinen eigenen An-

spruch auf einen finanziellen Ausgleich für den notwendigen Unterhalt des 

Pflegekindes (Unterkunft, Ernährung, etc.) und die Kosten der Erziehung 

vom öffentlichen Träger der Jugendhilfe. 

Solange im SGB VIII der Anspruchsberechtigte nicht ausdrücklich ange-

geben ist, ist davon auszugehen, dass Annexleistungen - wie schon die 

Pflege und Erziehung des Kindes gem. § 1 Abs. 2 SGB VIII - dem Perso-

nensorgeberechtigten als natürliches Recht zustehen.31 Diese treten ihre 

Ansprüche auf Kostenübernahme gem. §§ 27, 33, 39 SGB VIII in einem 

zivilrechtlichen Pflegevertrag an die Pflegeeltern ab, die daraufhin die wirt-

schaftlichen Jugendhilfeleistungen direkt vom Jugendamt verlangen kön-

nen. 

Für die Leistung von Unterhalt ist es unerheblich, ob die Betreuung des 

Kindes in einer fremden Familie oder bei Verwandten wie z.B. den Großel-

tern stattfindet. Voraussetzung für die wirtschaftliche Hilfe nach § 39 SGB 

VIII ist lediglich, dass das Jugendamt gem. § 27 Abs. 1 SGB VIII eine Hilfe 

zur Erziehung leistet.32 Nach aktueller Rechtsprechung haben Großeltern, 

die ihre Enkelkind in Vollzeitpflege betreuen sogar dann ein Recht auf 

Pflegegeld, wenn die Kindsmutter mit im gleichen Haushalt wohnt. Die 

Pflege kann demnach auch dann Ăin einer anderen Familieñ im Sinne des 

                                                
30

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 162. 
31

 Vgl. BVerwG, Urteil vom 12.09.1996, Az.: 5 C 31.95. 
32

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 161. 
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§ 33 S. 1 SGB VIII und ĂauÇerhalb des Elternhausesñ im Sinne des Ä 27 

Abs. 2a und des § 39 Abs. 1 S. 1 SGB VIII erfolgen, wenn keine räumliche 

Trennung der Eltern und des Kindes oder Jugendlichen vorliegt.33 

Das Pflegegeld kann bei unterhaltsverpflichteten Verwandten der Kinder 

unter Berücksichtigung des Einzelfalls Ăangemessenñ (i.d.R. bis zu 30%) 

gekürzt werden (vgl. § 39 Abs. 4 S. 4 SGB VIII). Mit der Verpflichtung der 

unterhaltsverpflichteten Pflegeperson zur Offenlegung ihrer Einkommens- 

und Vermögensverhältnisse gem. § 97a Abs. 2 S. 2 SGB VIII ist die Prü-

fung der Angemessenheit der Kürzung im Einzelfall möglich geworden. 

In Baden-Württemberg wird das Pflegegeld von den einzelnen Jugendäm-

tern, nach Altersstufen gestaffelt, festgesetzt und kontinuierlich an die 

Empfehlungen des ĂDeutschen Vereins für öffentliche und private Fürsor-

geñ angepasst.34 Der regelmäßig wiederkehrende Bedarf des Pflegekindes 

soll gem. § 39 Abs. 2 S. 1 SGB VIII durch einen monatlichen Pauschalbe-

trag gedeckt werden. Nach § 39 Abs. 4 S. 2 SGB VIII umfassen diese lau-

fenden Leistungen auch die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen 

für Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie die hälftige Erstattung 

nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung 

der Pflegeperson.  

Problematisch wird es, wenn ein Kind oder ein Jugendlicher in einer Pfle-

gefamilie im Bereich eines anderen Jugendamts untergebracht wird oder 

dessen Pflegefamilie in einen anderen Jugendamtsbezirk umzieht. Die 

Höhe des zu gewährenden Pauschalbetrages richtet sich ab diesem Zeit-

punkt nach den an diesem Ort geltenden Regelungen (§ 36 Abs. 4 S. 3 

SGB VIII) was ggf. bedeuten kann, dass die Pflegepersonen und ihr Pfle-

gekind weniger Pflegegeld oder weniger Sonderleistungen erhalten als 

bisher. Die unterschiedlichen Beträge lassen sich jedoch i.d.R. mit den 

Unterschieden der Lebenshaltungskosten in Deutschland begründen. Je-

des Bundesland spricht deshalb eigene Empfehlungen aus. 

                                                
33

 Vgl. BVerwG, Urteil vom 01.03.2012, Az.: 5 C 12.11. 
34

 Vgl. Blandow, Pflegekinder und ihre Familien, 2004, S. 91 - 92. 
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Ein anderer Sonderfall tritt ein, wenn ein Kind oder eine Jugendliche wäh-

rend ihres Aufenthaltes in einer Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes 

wird. Hierfür findet sich in § 39 Abs. 7 SGB VIII eine Regelung die sicher-

stellt, dass auch der notwendige Lebensunterhalt dieses Kindes vom zu-

ständigen Jugendamt geleistet wird. 

Neben dem monatlich gewährten Pauschalbetrag für das Pflegekind, kön-

nen zusätzlich auch einmalige Beihilfen und Zuschüsse, z.B. die Erstaus-

stattung einer Pflegefamilie oder Urlaubs- und Ferienreisen des Pflegekin-

des, gewährt werden (§ 39 Abs. 3 SGB VIII). 

Pflegekinder sind zwar vorrangig bei den leiblichen Eltern oder Großeltern 

mitzuversichern, können ansonsten aber auch in die Krankenversicherung 

der Pflegefamilie aufgenommen werden, da sie unter Maßgabe des § 56 

Abs. 2 Nr. 2 SGB I in § 10 Abs. 4 SGB V leiblichen Kindern gleichgestellt 

werden. Ist für das Pflegekind bei keiner der beiden Familien eine Kran-

kenversicherung möglich, muss das Jugendamt gem. § 40 SGB VIII die 

Krankenhilfe gewährleisten. Genauere Informationen über den Umfang 

der vom öffentlichen Träger zu leistenden Krankenhilfe finden sich in den 

§§ 47 bis 52 SGB XII. 35 

2.6 Zuständigkeit und Kostenerstattung 

Die Gewährung einer Leistung, im Fall dieser Arbeitshilfe die Bewilligung 

einer Vollzeitpflege, stellt einen begünstigenden VA dar. Sie regelt einen 

Einzelfall und entfaltet als Entscheidung auf dem Gebiet des öffentlichen 

Rechtes Außenwirkung (§ 31 SGB X). Liegt das Jugendamt im Begriff, 

durch einen VA gem. § 8 SGB X ein Verwaltungsverfahren zu beginnen, 

muss es zuerst seine sachliche und örtliche Zuständigkeit klären.36 Mit der 

Entscheidung über die Zuständigkeit und Kostenerstattung der öffentli-

chen Träger untereinander wird festgelegt, welcher Jugendhilfeanbieter 

                                                
35

 Vgl. Tammen, in Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 271. 
36

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 254 - 255. 
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die tatsächliche Hilfe erbringen muss und welcher die dadurch entstehen-

den Kosten zu tragen hat.37 

2.6.1 Sachliche Zuständigkeit (Vor- und Nachrangregelung des  

         § 10 SGB VIII) 

Die sachliche Zuständigkeit des Jugendamtes richtet sich nach § 85 SGB 

VIII und legt fest, welche Handlungsebene der öffentlichen Jugendhilfe bei 

welcher Art von Aufgabe zum Handeln verpflichtet ist.38 Grundsätzlich wird 

entsprechend Abs. 1 bei der Gewährung von Leistungen und der Erfüllung 

anderer Aufgaben nach dem SGB VIII die Allzuständigkeit der örtlichen 

Träger vermutet. In Baden-Württemberg sind das gem. § 1 Abs. 1 LKJHG 

die Landkreise, die Stadtkreise und die nach § 5 LKJHG zu örtlichen Trä-

gern bestimmten kreisangehörigen Gemeinden. In Konkurrenz treten die 

in Abs. 2 aufgezählten Fälle, für die im Regelfall die überörtlichen Träger 

(§ 3 LKJHG) zuständig werden.  

Die Vollzeitpflege gehört zu den in Kapitel 2 des SGB VIII aufgeführten 

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe und ist kein in § 85 Abs. 2 SGB 

VII genannter Ausnahmefall. Daraus ergibt sich für die Gewährung von 

Vollzeitpflege die sachliche Zuständigkeit des örtlichen Trägers. Für die 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben errichtet jeder örtliche Träger ein Jugend-

amt, jeder überörtliche Träger ein Landesjugendamt (§ 69 Abs. 3 SGB 

VIII). 

§ 10 SGB VIII regelt das Verhältnis von Jugendhilfemaßnahmen zu kon-

kurrierenden, deckungsgleichen Leistungen und Verpflichtungen. Unter-

haltsverpflichtungen und Leistungen anderer Sozialleistungsträger sind 

gem. § 10 Abs. 1 und 2 SGB VIII grundsätzlich vorrangig vor Jugendhilfe-

leistungen zu gewähren. In jedem Fall einer Vollzeitpflege geht die Pflicht 

der leiblichen Eltern, sich in Form eines Kostenbeitrages gem. 91 ff. SGB 

VIII an den Kosten für die Unterbringung ihres Kindes in der Pflegefamilie 

zu beteiligen vor den §§ 39, 40 SGB VIII.  

                                                
37

 Vgl. Bernzen, Einführung in das Kinder- und Jugendhilferecht, 2005, S. 150. 
38

 Vgl. Kunkel (Hrsg.), Sozialgesetzbuch VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2011, S. 926. 
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Leistungen der Jugendhilfe hingegen haben gem. § 10 Abs. 4 SGB VIII 

Vorrang vor den Sozialhilfeleistungen des SGB XII. Eingliederungshilfen 

für behinderte Kinder in Pflegefamilien sind Ausnahmefälle, die je nach Art 

der Behinderung entweder dem Bereich der Jugendhilfe oder dem Bereich 

der Sozialhilfe zugeordnet werden. Sie dienen dabei sowohl behinderten-

spezifischen Zielen wie z.B. der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, 

als auch der Erfüllung des erzieherischen Bedarfs.39 

Seelisch behinderte Kinder und Jugendliche können gem. § 35a Abs. 2 

Nr. 3 SGB VIII in Vollzeitpflege aufgenommen werden. Diese spezielle 

Regelung garantiert betroffenen Kindern, zusätzliche Leistungen wie z.B. 

besondere therapeutische Angebote wahrnehmen zu können.40 

Für körperlich oder geistig behinderte Kinder werden hingegen nach Maß-

gabe des § 54 Abs. 3 SGB XII der Sozialhilfe geeignete Pflegefamilie ge-

sucht (§ 10 Abs. 4 S. 2 SGB VIII). 

2.6.2 Örtliche Zuständigkeit 

Bei der Vollzeitpflege handelt es sich, wie bereits im vorhergehenden Ka-

pitel angeführt, um eine Leistung der Kinder- und Jugendhilfe. Daher 

ergibt sich die örtliche Zuständigkeit des Jugendamtes aus § 86 SGB VIII. 

Sonderfälle, wie z.B. die Betreuung von jungen Volljährigen in Pflegefami-

lien, werden in den besonderen Zuständigkeitsregelungen der §§ 86a - 

86d SGB VIII normiert. 

Zu beachten bei der Feststellung der Zuständigkeit sind außerdem die 

ausländerrechtlichen Voraussetzungen des § 6 Abs.2 S.1 SGB VIII, nach 

dem Ausländer Leistungen des SGB VIII nur dann beanspruchen können, 

wenn sie rechtmäßig oder aufgrund einer ausländerrechtlichen Duldung 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben. 

 

                                                
39

 Vgl. Kunkel (Hrsg.), Sozialgesetzbuch VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2011, S. 333. 
40

 Vgl. Blandow, Pflegekinder und ihre Familien, 2004, S. 88. 
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2.6.2.1 Grundzuständigkeit (§ 86 Abs. 1 - 5 SGB VIII) 

Grundsätzlich zuständig für die Gewährung von Leistungen für Pflegekind 

und Pflegefamilie und die hiermit verbundenen fachlichen Aufgaben ist 

gem. § 86 Abs. 1 SGB VIII der örtliche Träger, in dessen Bereich die leib-

lichen Eltern oder, solang die Vaterschaft nicht gerichtlich festgestellt wur-

de, die Mutter des Kindes ihren Ăgewºhnlichen Aufenthaltñ haben. Sinn 

und Zweck der Bezugnahme auf die Eltern liegt darin, die Zugehörigkeit 

des Kindes zu seiner Herkunftsfamilie anzuerkennen und deren notwendi-

ge Mitwirkung am Hilfeprozess sicherzustellen.41 Der Ăgewöhnliche Auf-

enthaltñ meint den Ort, den eine Person als ihren Lebensmittelpunkt defi-

niert und an dem er oder sie nicht nur vorübergehend verweilt (vgl. § 30 

Abs. 3 S. 2 SGB I).  

Die Grundregel des § 86 Abs. 1 S. 1 SGB VIII kann dazu führen, dass die 

Zuständigkeit während einer Vollzeitpflege mehrmals wechselt, nämlich 

immer dann, wenn die leiblichen Eltern in einen anderen Jugendamtsbe-

reich umziehen.42 In diesen Fällen spricht man von der sogenannten 

Ăwandernden Zustªndigkeitñ.43  

Die weiteren Absätze des § 86 SGB VIII gehen auf die Fälle ein, in denen 

die Eltern entweder verschiedene gewöhnliche Aufenthalte oder keinen 

gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, wobei der Vorrang der Bezug-

nahme immer bei dem personensorgeberechtigten Elternteil liegt. Besteht 

kein gewöhnlicher Aufenthalt der Eltern, richtet sich die Zuständigkeit nach 

dem tatsächlichen Aufenthaltsort der Eltern bzw. des personensorgebe-

rechtigten Elternteils. Wenn sich bei dieser Überprüfung keine Anknüp-

fungspunkte für die Klärung der örtlichen Zuständigkeit ergeben, wird auf 

den gewöhnlichen und im letzten Schritt auf den tatsächlichen Aufenthalt 

des Kindes verwiesen.44 

                                                
41

 Vgl. Schindler, in Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 422. 
42

 Vgl. Bernzen, Einführung in das Kinder- und Jugendhilferecht, 2005, S. 152. 
43

 Vgl. OVG SL, Urteil vom 03.09.2007, Az.: 3 Q 133/06, FEVS 59, 134, in Schindler, in   
    Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 422. 
44

 Vgl. Bernzen, Einführung in das Kinder- und Jugendhilferecht, 2005, S. 152. 
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2.6.2.2 Sonderzuständigkeit nach zwei Jahren (§ 86 Abs. 6 SGB VIII) 

Die örtlichen Zuständigkeitsregelungen des § 86 SGB VIII sind grundsätz-

lich so angelegt, dass sie von einer Rückkehr des Kindes in die Herkunfts-

familie ausgehen.45 Daher richten sie sich nach dem gewöhnlichen Auf-

enthalt der Eltern. Abweichend von dieser ĂGrundregelñ bestimmt Abs. 6, 

dass die Zuständigkeit bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII kraft Geset-

zes wechselt, wenn die Vollzeitpflege zwei Jahre andauert und eine dau-

erhafte Fortsetzung der Hilfe zu erwarten ist. Zuständig wird dann der Ju-

gendhilfeträger, in dessen Zuständigkeitsbereich die Pflegeeltern ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

Das bisher zuständige Jugendamt bleibt gem. § 86 c SGB VIII solange zur 

Fortsetzung der Leistungsgewährung verpflichtet, bis das nach § 86 (6) 

SGB VIII zuständig werdende Jugendamt den Fall übernimmt. Unklarhei-

ten und Verzögerungen im Rahmen des Zuständigkeitswechsels sollen 

nicht zu Lasten des Hilfeempfängers gehen, sondern über eine nachträgli-

che Kostenerstattung zwischen den Jugendämtern ausgetragen werden.46 

Sobald eine Hilfe zur Erziehung in einer Pflegefamilie beendet wird, endet 

auch die Zuständigkeit nach § 86 Abs. 6 S. 1 SGB VIII und es wird für 

Folgehilfen auf die Grundregel der Abs. 1 bis 5 und 7 zurückgegriffen. 

2.6.3 Kostenerstattung bei fortdauernder Vollzeitpflege 

Die örtliche Zuständigkeit bei Dauerpflegeverhältnissen wechselt gem. der 

Voraussetzungen aus § 86 Abs. 6 SGB VIII an den gewöhnlichen Aufent-

halt der Pflegepersonen. Damit wird der öffentliche Jugendhilfeträger er-

stattungspflichtig, der zuvor örtlich zuständig (§ 89 a Abs. 1 SGB VIII) bzw. 

kostenerstattungspflichtig (§ 89a Abs. 2 SGB VIII) war oder gewesen wä-

re.  

                                                
45

 Vgl. Kern, in Schellhorn/Fischer/Mann/Kern, SGB VIII, Kommentar, 2012, S. 644. 
46

 Vgl. Schindler, in Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 428. 
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Die Regelung zur Kostenerstattung bei fortdauernder Vollzeitpflege gem. § 

89a SGB VIII verfolgt damit das Ziel, dass letztendlich der gem. § 86 Abs. 

1 ï 5 SGB VIII vom Grundsatz zuständige Träger die Finanzierung über-

nehmen muss.47 Auf diese Weise soll eine ungleichmäßige Kostenbelas-

tung der Jugendhilfeträger, insbesondere in Ballungsgebieten und Groß-

städten und ein dadurch möglicherweise drohender Abbau von Pflegefa-

milien verhindert werden.48  

Für den Zeitraum zwischen Zuständigkeitswechsel und tatsächlicher 

Übernahme besteht außerdem ein Kostenerstattungsanspruch nach § 89c 

Abs. 1 SGB VIII, der einer absichtlichen Verzögerung der tatsächlichen 

Fallübergabe vorbeugen soll. 

2.7 Kostenbeteiligung nach §§ 91 ff. SGB VIII 

Wird eine Hilfe zur Erziehung gem. § 27 Abs. 1 i.V.m. § 33 SGB VIII  ge-

währt, erhält die Pflegefamilie im Normalfall das gesamte Pflegegeld direkt 

vom zuständigen Jugendamt. Die Herkunftsfamilie des Kindes oder Ju-

gendlichen, im Falle von Volljährigkeit der junge Mensch selbst, ist jedoch 

unter Maßgabe der §§ 91 ff. SGB VIII zu einem Kostenbeitrag in ange-

messenem Umfang verpflichtet.  

§ 92 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 SGB VIII enthält eine Aufzählung, welche kosten-

beitragspflichtigen Personen zu den Kosten welcher Leistungen heranzu-

ziehen sind. Im Rahmen der Vollzeitpflege können das das Kind, die El-

tern oder aber der noch in einer Pflegefamilie lebende junge Volljährige 

selbst sein. Elternteile werden gem. § 92 Abs. 2 S. 2 SGB VIII getrennt zu 

einem Kostenbeitrag herangezogen und erhalten jeweils einen eigenen 

Bescheid.49 Junge Volljährige sind gem. § 92 Abs. 1a SGB VIII zu den 

Kosten vollstationärer Leistungen zusätzlich zu ihrem Einkommen auch 

aus ihrem Vermögen heranzuziehen.  

                                                
47

 Vgl. Schindler, in Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 437. 
48

 Vgl. Kern, in Schellhorn/Fischer/Mann/Kern, SGB VIII, Kommentar, 2012, S. 680. 
49

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 281. 
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Die Festsetzung des Kostenbeitrages erfolgt durch den sog. Leistungsbe-

scheid (§ 92 Abs. 2 SGB VIII), der einen VA i.S.d. § 31 SGB X darstellt. 

Gegen den Leistungsbescheid sind der Widerspruch gem. § 68 VwGO 

und die Anfechtungsklage gem. § 42 VwGO mit jeweils aufschiebender 

Wirkung als Rechtsmittel einsetzbar.50 

Grundsätzlich muss der Kostenbeitrag angemessen sein. Die Heranzie-

hung zu einem Kostenbeitrag nach § 91 ff. SGB VIII unterliegt dabei fol-

gender Rangfolge: Zuerst wird der junge Mensch auf seine wirtschaftli-

chen Verhältnisse überprüft, in einem zweiten Schritt dessen Ehegatte 

oder Lebenspartner und abschließend die Elternteile des jungen Men-

schen. In der Regel gibt es bei in Pflegefamilien betreuten Kindern kein 

anrechenbares Einkommen, oder aber der Beitrag des jungen Menschen 

reicht allein nicht aus, um die Kosten seiner Unterbringung vollständig ab-

zudecken. Daher werden auch die nachrangig benannten Pflichtigen des § 

92 SGB VIII auf ihre Leistungsfähigkeit überprüft und ggf. weitere Kosten-

beiträge festgesetzt. 

Die Kosten zu denen herangezogen wird, umfassen gem. § 91 Abs. 3 

SGB VIII neben den Aufwendungen für pädagogische und therapeutische 

Leistungen außerdem den notwendigen Unterhalt (§ 39 SGB VIII) und die 

Krankenhilfe (§ 40 SGB VIII) in der Pflegefamilie. Verwaltungskosten blei-

ben nach Abs. 4 außer Betracht. 

In der Höhe orientiert sich der Kostenbeitrag am Einkommen der Eltern, 

bzw. an Einkommen und Vermögen des jungen Volljährigen. Die dafür 

benötigte Berechnung des Einkommens erfolgt auf der Grundlage des § 

93 SGB VIII.51 Die Regelung des § 94 Abs. 3 SGB VIII ermöglicht es dem 

Gesetzgeber bei vollstationären Leistungen, vom kindergeldberechtigten 

Elternteil mindestens einen Kostenbeitrages in Höhe des Kindergeldes zu 

fordern. 

                                                
50

 Vgl. Fiesler/Herborth, Recht der Familie und Jugendhilfe, 2010, S. 457. 
51

 Vgl. Bernzen, Einführung in das Kinder- und Jugendhilferecht, 2005, S. 162 - 163. 
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Von der Heranziehung zu einem Kostenbeitrag wird allerdings gem. § 92 

Abs. 4 SGB VIII dann abgesehen, wenn das Kind, die Jugendliche, die 

junge Volljährige oder die Leistungsberechtigte nach § 19 SGB VIII 

schwanger ist oder ein leibliches Kind bis zur Vollendung des sechsten 

Lebensjahres betreut. 

3. Mitwirkende Dienste im Hilfeprozess 

Um die Rolle der einzelnen Institutionen und Dienste zu veranschaulichen, 

werden ihre Aufgaben in diesem Kapitel sowohl allgemein, als auch spe-

ziell auf die Vollzeitpflege bezogen, zusammengefasst. 

3.1 Allgemeiner Sozialdienst/ Wirtschaftliche Jugendhilfe 

Das Jugendamt der Stadt Stuttgart ist seit dem Jahr 1999 in zehn Bera-

tungszentren (BZ) gegliedert, in denen die Leistungen dezentral- und 

stadtteilbezogen vorgehalten werden. Jeder dieser Steuerungsbereiche 

besteht aus Mitarbeitern des Allgemeinen Sozialdienstes (ASD) und Mit-

arbeitern der Wirtschaftlichen Jugendhilfe (WJH). Als Erstanlaufstelle stellt 

das BZ die Leistungen des Kinder- und Jugendhilferechts zur Verfügung 

oder vermittelt diese. Der Kinderschutz steht dabei jederzeit im Vorder-

grund.52 

Der ASD setzt sich aus Sozialarbeitern, Pädagogen und Therapeuten zu-

sammen. Er ist in erster Linie für die Beratung von Familien, Kindern und 

Jugendlichen bei psychischen und sozialen Problemen zuständig und 

prüft die Voraussetzungen und die Notwendigkeit der Hilfen zur Erzie-

hung.53 Bei Vollzeitpflegefällen trägt der ASD die Fallverantwortung und ist 

insbesondere für die Herkunftsfamilie des Pflegekindes als Ansprechpart-

ner verfügbar.54 

                                                
52

 Vgl. Landeshauptstadt Stuttgart, Referat Soziales/Jugend und Gesundheit, Der  
    Allgemeine Sozialdienst des Jugendamtes, GRDrS 817/2001, 25.10.2001, Anlage 2. 
53

 Vgl. Fiesler/Herborth, Recht der Familie und Jugendhilfe, Arbeitsplatz Jugendamt/    
    Soziale Dienste, 2010, S. 449. 
54

 Vgl. Interview mit Frau Weibler (ASD), 23.07.2012, Anlage 3. 
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In der WJH hingegen arbeiten v.a. Verwaltungsfachkräfte und Betriebswir-

te, die die Rechtmäßigkeit der beantragten Leistungen prüfen und sich mit 

den finanziellen Aspekten der Jugendhilfe beschäftigen.  Auf der einen 

Seite stellt die WJH finanzielle Hilfen bereit, z.B. indem sie in Vollzeitpfle-

gefällen der Pflegefamilie ein Pflegegeld gewährt, auf der anderen Seite 

ist sie auch befugt, die Herkunftsfamilie des Pflegekindes gem. § 91 ff. 

SGB VIII zu einem Kostenbeitrag heranzuziehen.55 

 

3.2 Der Pflegekinderdienst 

Der Pflegekinderdienst (PKD) in Stuttgart ist ein zentraler Dienst für das 

gesamte Stadtgebiet, der an die Erziehungshilfen des Jugendamtes Stutt-

gart angegliedert ist. Ein solcher Dienst existiert noch nicht deutschland-

weit. Zu seinen Aufgaben gehört u.a. die Suche und Gewinnung von Pfle-

gefamilien, deren Eignungsüberprüfung und Qualifizierung, die Vermitt-

lung von Kindern in die ausgesuchten Familien und die Begleitung von 

Pflegeverhältnissen.56 Außerdem umfasst sein Angebot auch die Vermitt-

lung von Adoptionsverhältnissen.  

In Stuttgart ist der PKD für alle Hilfen nach § 33 SGB VIII (Vollzeitpflege) 

und für die Fälle der Bereitschaftspflege nach § 42 SGB VIII mit sachlicher 

und örtlicher Zuständigkeit Stuttgart verantwortlich. Dabei arbeitet er in der 

Hilfeplanung eng mit dem ASD zusammen. 

In der Hilfegewährung selbst ist der PKD i.d.R. nicht fallverantwortlich.57 

Sein Hauptaugenmerk liegt auf der prozessbegleitenden Beratung und 

Unterstützung der Pflegefamilie und deren Pflegekind durch regelmäßige 

Hausbesuche ï meistens zwei bis vier Mal Minimum pro Jahr - und einem 

vertrauensvollen Kontakt zum betroffenen Pflegekind.58 

 

                                                
55

 Vgl. Kunkel, Jugendhilferecht, 2010, S. 232. 
56

 Vgl. Referat Soziales/ Jugend und Gesundheit, Kinder in Pflegefamilien ï Konzeption,     
    Januar 2012, S. 8, Anlage 4. 
57

 Fallverantwortlich ist der PKD in Stuttgart dann, wenn die leiblichen Eltern des Kindes  
    verstorben oder unbekannten Aufenthaltes sind, oder nicht in Stuttgart leben. 
58

 Vgl. Interview mit Frau Heugel (PKD), 26.06.2012, Anlage 1. 
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3.3 Beistandschaften, Vormundschaften, Pflegschaften 

In bestimmten Fällen in der Kinder- und Jugendhilfe kommt es entweder 

kraft Gesetzes (z.B. durch das Ruhen der elterlichen Sorge, wenn die leib-

liche Mutter eines Kindes minderjährig ist, da dies ein rechtliches Hinder-

nis gem. §§ 1673 Abs. 1, 1791c Abs. 1 BGB darstellt) oder kraft richterli-

cher Anordnung (z.B. nach § 1666 Abs. 3 Nr. 6 BGB wegen Gefährdung 

des Kindeswohls) dazu, dass die Eltern ihre elterliche Sorge (vgl. § 1626 

BGB) nicht mehr ausüben können oder dürfen. An ihre Stelle tritt gem. § 

1773 Abs. 1 BGB ein Vormund als ĂElternersatzñ, der f¿r die gesamte el-

terliche Sorge (Personen- und Vermögenssorge, sowie die rechtliche Ver-

tretung des Kindes) verantwortlich wird. 

Die Vormundschaft kann durch eine natürliche Person, einen Verein oder 

das Jugendamt wahrgenommen werden. Das Jugendamt als Amtsvor-

mund kann allerdings nur durch natürliche Personen tätig werden, wes-

halb die Aufgaben des Vormunds nach § 55 Abs. 2 SGB VIII einzelnen 

Angestellten oder Beamten der Dienststelle Beistandschaften, Pflegschaf-

ten, Vormundschaften des Jugendamtes übertragen werden. Das Ju-

gendamt bleibt als Institution gesetzlicher Vertreter des Kindes (§ 1791b 

BGB).59 

Der Amtsvormund muss ausschließlich dienstlichen Anweisungen nach-

kommen. Ansonsten ist er nicht weisungsgebunden und nur dem Wohl 

seines Mündels verpflichtet. Er ist zur Beantragung und Inanspruchnahme 

von Sozialleistungen für sein Mündel berechtigt und wirkt im Hilfeplanver-

fahren nach § 36 SGB VIII mit. 

Neben der Vormundschaft ist auch die Pflegschaft gem. § 1909 BGB ein 

Typus der "stellvertretenden" Sorge. Bei der Pflegschaft werden nur Teile 

der elterlichen Sorge, bspw. lediglich das Aufenthaltsbestimmungsrecht 

und die Gesundheitsfürsorge, auf den Pfleger übertragen.  

                                                
59

 Vgl. Interview mit Frau Fox-Rappold (Vormundschaften), 27.06.2012, Anlage 5. 
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Um das Vormundschaftswesen sicherer und transparenter zu gestalten, 

ist der Vormund dazu verpflichtet, in jährlichem Abstand einen Bericht 

über seine Arbeit an das Familiengericht zu übersenden (§ 1840 BGB).60 

3.4 Das Familiengericht 

Familiengerichte sind Abteilungen der Amtsgerichte gem. § 23b Abs. 1 

GVG und für alle Familiensachen im Sinne des § 111 FamFG zuständig. 

Familiensachen sind demnach u.a. Ehe-, Kindschafts-, Abstammungs-, 

Adoptions- und Unterhaltssachen.  

Besondere Bedeutung in der Kinder- und Jugendhilfe und damit auch im 

Falle einer Vollzeitpflege haben die Kindschaftssachen des FamFG. Diese 

sind dem Familiengericht zugewiesene Verfahren, die nach § 151 FamFG 

die elterliche Sorge, das Umgangsrecht, die Kindesherausgabe, die Vor-

mundschaft, die Pflegschaft, die Genehmigung einer zivilrechtlichen frei-

heitsentziehenden Unterbringung sowie die Aufgaben nach dem Jugend-

gerichtsgesetz betreffen.61 

Ist für ein Kind oder einen Jugendlichen in Vollzeitpflege ein Vormund ein-

geschaltet, übernimmt das Familiengericht dessen Beratung und führt die 

Fachaufsicht über dessen gesamte Tätigkeit (§ 1837 BGB). 

4. An der Leistung Beteiligte 

4.1 Das Pflegekind 

Von der Gewährung der Vollzeitpflege am Stärksten betroffen ist natürlich 

das Kind, das in einer anderen Familie in Pflege genommen wird. Eine 

Definition für Pflegekinder findet sich in § 56 Abs. 2 Nr. 2 des SGB I. 

Demnach sind Pflegekinder Personen, die mit einem nach § 30 SGB I So-

zialhilfeberechtigten durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegever-

hältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie Kinder mit Eltern verbunden sind. 

                                                
60

 Vgl. Interview mit Frau Fox-Rappold (Vormundschaften), 27.06.2012, Anlage 5. 
61

 Vgl. Hoffmann, in Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 546. 
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Grundsätzlich gibt es zwei Varianten, warum ein Kind einer anderen Fami-

lie in Vollzeitpflege anvertraut wird: 

Im ersten Fall erfolgt die Fremdunterbringung mit Einverständnis der sor-

geberechtigten Eltern, die sich in der Einsicht, dass eine solche Hilfe der-

zeit das Beste für ihr Kind ist, selbst für eine Pflegefamilie entschieden 

haben. I.d.R. begleitet das Jugendamt diese Entscheidung durch einge-

hende Beratung.  

Im anderen Fall haben die Eltern die Trennung von ihrem Kind nicht frei-

willig beschlossen. Ihnen wurden durch gerichtliche Entscheidung entwe-

der Teile oder aber das gesamte Sorgerecht entzogen. Auf diese Variante 

wird in den nachfolgenden Abschnitten genauer eingegangen. 

4.1.1 Kindeswohlgefährdung 

Das Wohl des Kindes markiert mit Sicherheit die bedeutsamste verfas-

sungsrechtliche Vorgabe der staatlichen Kinder- und Jugendhilfe. 

Als eine Ausprägung der Menschenwürde gem. Art. 1 Abs. 1 S. 1 GG, ist 

es auf die Sondersituation des (noch) nicht selbstbestimmungsfähigen 

Kindes ausgerichtet und beinhaltet sowohl den Anspruch, als auch die 

besondere Pflicht zu Achtung, Schutz und Förderung des Kindes oder Ju-

gendlichen. 62  

In Fragen von Pflege und Erziehung des Kindes haben wie bereits in Kapi-

tel 2 bei den Grundsätzen des Jugendhilferechts dargestellt, die Eltern  

gem. Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG den Vorrang. Kommen die Eltern ihrer Erzie-

hungsverantwortung nicht nach oder ist sogar ein Verdacht auf eine 

Schädigung des Kindeswohls gegeben und die Eltern können oder wollen 

diese nicht abwenden, so ist die staatliche Gemeinschaft in der Pflicht, ihr 

nachrangiges Erziehungsmandat wahrzunehmen und die Gefahr für das 

Kindeswohl abzuwenden.63  

                                                
62

 Vgl. Jestaedt, in Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 103 f. 
63

 Vgl. Jestaedt, in Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 109 f. 
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4.1.2 Anrufung Familiengericht 

Werden dem ASD des Jugendamtes Informationen bekannt, die eine Ge-

fahr für das körperliche, geistige oder seelische Wohl oder das Vermögen 

eines Kindes vermuten lassen, ist dieser zur eingehenden Prüfung der 

Situation verpflichtet. Bestätigt sich diese Befürchtung im Kontakt mit der 

Familie, sind die Eltern aber nicht willens oder nicht in der Lage einer not-

wendigen Hilfe ohne familiengerichtliche Maßnahmen zuzustimmen64,  

stellt der ASD einen begründeten Antrag auf teilweisen oder vollständigen 

Sorgerechtsentzug gem. § 1666 Abs. 3 Nr. 6 BGB beim zuständigen Fa-

miliengericht. Eine Trennung des Kindes von der Herkunftsfamilie ist je-

doch nur dann zulässig, wenn die Gefahr nicht anderweitig, z.B. durch ei-

ne ambulante Hilfe als niederschwelliges Angebot, abgewendet werden 

kann (§ 1666a Abs. 1 BGB).65 

In dringenden Fällen, z.B. bei Misshandlung oder Missbrauch innerhalb 

der Familie, werden die Kinder gem. § 42 SGB VIII in Obhut genommen. 

Eine Zustimmung der Sorgeberechtigten ist dabei nicht nötig. Wenn die 

Eltern mit der Maßnahme nicht einverstanden sind oder nicht informiert 

werden können, muss innerhalb von drei Tagen das FamG informiert wer-

den. In der Regel reicht es dann aus, das Aufenthaltsbestimmungsrecht 

bzw. das Recht, Hilfe zur Erziehung zu beantragen, auf das Jugendamt zu 

übertragen. Ein Antrag auf Entzug des Sorgerechts wird nur dann gestellt, 

wenn eine Arbeit mit den Eltern absolut nicht möglich und das Kindeswohl 

dadurch gefährdet ist. Damit kommt das Jugendamt in Gestalt des ASD 

dem Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung gem. § 8a Abs. 3 SGB VIII 

nach66 und befindet sich von nun an mit dem Familiengericht in einer Ver-

antwortungsgemeinschaft für das Kindeswohl67. 

                                                
64

 Vgl. Fieseler/Herborth, Recht der Familie und Jugendhilfe, Arbeitsplatz/Soziale   
    Dienste, 2010, S. 283. 
65

 Vgl. Fieseler/Herborth, Recht der Familie und Jugendhilfe, Arbeitsplatz Jugendamt/ 
    Soziale Dienste, 2010, S. 284. 
66

 Vgl. Fieseler/Herborth, Recht der Familie und Jugendhilfe, Arbeitsplatz Jugendamt/ 
    Soziale Dienste, 2010, S. 285. 
67

 Vgl. Ernst, in Münder/Wiesner/Meysen (Hrsg.), 2011, S. 572. 
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Kommt es zur Einleitung eines Verfahrens, entscheidet das Familienge-

richt durch Beschluss über den Antrag des ASD (§ 116 FamFG). 

4.1.3 Amtsvormundschaft bzw. Pflegschaft 

Kommt es durch das familiengerichtliche Verfahren dazu, dass den Eltern 

das Sorgerecht vollständig entzogen wird, wird für das Kind oder den Ju-

gendlichen ein Vormund bestellt, der die allgemeine Fürsorge übernimmt. 

Wenn den Eltern hingegen lediglich ein Teil der elterlichen Sorge, meist 

das Aufenthaltsbestimmungsrecht, entzogen wird, reicht die Bestellung 

eines Pflegers für diese Teile der Personensorge aus. 

Die Aufgaben der Ăelterlichen Vertreterñ richten sich nach den allgemeinen 

Vorschriften des BGB über Vormünder und Pfleger (§ 56 Abs.1 SGB VIII 

i.V.m. §§ 1773 ff. bzw. §§ 1909 ff. BGB)68, auf die in Kapitel 3.3 ĂBeistand-

schaften, Vormundschaften, Pflegschaftenñ bereits eingegangen wurde. 

4.2 Die Pflegeeltern - Rechte und Pflichten 

Die Pflegefamilie spielt schon vom Gesetz her eine außergewöhnliche 

Rolle innerhalb der Erziehungshilfen. Im Zusammenleben mit den von 

ihnen aufgenommenen Kindern balancieren die Pflegeeltern tagtäglich 

zwischen Autonomie und Fremdbestimmung.69 

4.2.1 Gegenüber dem Pflegekind 

Das BGB sieht in § 1688 BGB das Recht der Pflegeeltern vor, ihr Pflege-

kind für die Dauer des Pflegeverhältnisses in Angelegenheiten des tägli-

chen Lebens zu vertreten, den  Arbeitsverdienst des Kindes zu verwalten, 

sowie dessen Unterhalts-, Versicherungs-, Versorgungs- und sonstige So-

zialleistungen geltend zu machen und zu verwalten. Dinge des täglichen 

Lebens sind solche, die häufig vorkommen und keine schwer abzuän-

dernden Auswirkungen auf die Entwicklung des Kindes haben. Beispiele 

hierfür sind die alltäglichen Kontakte, die Planung eines Urlaubs, die Wahl 
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des Kindergartens, als Ansprechpartner für die Schule oder den Ausbil-

dungsbetrieb zur Verfügung zu stehen oder aber das Recht auf freie Arzt-

wahl für das Pflegekind. 

Geben die Herkunftseltern ihr Kind für längere Zeit in Familienpflege, so 

kann das Familiengericht auf Antrag der Eltern oder der Pflegeperson An-

gelegenheiten der elterlichen Sorge auf die Pflegeperson übertragen (§ 

1630 Abs. 3 BGB). Damit haben die Pflegeeltern die Rechte und Pflichten 

eines Pflegers. Um diese Rechte bestmöglich wahrnehmen zu können, 

haben Pflegeeltern seit der Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes 

zum 01.01.2004 die Möglichkeit, mit Zustimmung ihres Arbeitgebers El-

ternzeit in Anspruch zu nehmen (§ 15 Abs. 1 Nr. 1c) BEEG).70 Ein An-

spruch auf Eltern- oder Erziehungsgeld für ein Pflegekind besteht aller-

dings nicht. 

Je nach Art und Dauer des Pflegeverhältnisses, besteht selbst nach des-

sen Beendigung weiterhin das Recht der Pflegefamilie auf Umgang mit 

dem ehemaligen Pflegekind gem. § 1685 BGB. 

Grundsätzlich verpflichtet sich die Pflegefamilie, die Rechte des Kindes 

oder Jugendlichen, die sich v.a. aus den § 1 Abs. 3 SGB VIII, § 1626 BGB 

und § 1631 Abs. 2 BGB ergeben, zu beachten und zu schützen. Dazu ge-

hört das Recht des Kindes auf Förderung seiner Entwicklung, sowie auf 

gewaltfreie Pflege und Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und ge-

meinschaftsfähigen Persönlichkeit. Die gesunde Entwicklung soll die Pfle-

gefamilie auch dadurch unterstützen, dass sie zum Wohl des Kindes mit 

den leiblichen Eltern zusammenarbeitet,  vereinbarte Besuchskontakte 

wahrnimmt und fördert und dem Kind ein nicht belastendes Bild seiner 

Herkunftsfamilie vermittelt. 

Außerdem sind die Pflegeeltern zur Aufsicht über das ihnen anvertraute 

Kind verpflichtet und haften gem. § 832 BGB für von diesem verursachte 

Schäden gegenüber Dritten. Die Stadt Stuttgart hat als Absicherung ihrer 
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Pflegefamilien eine Haftpflicht-/ und Unfallversicherung abgeschlossen, 

die in solchen Situationen für die verursachten Kosten aufkommen soll.71 

4.2.2 Gegenüber dem zuständigen Jugendamt 

Gem. § 37 Abs. 2 SGB VIII hat die Pflegeperson vor der Aufnahme des 

Kindes oder Jugendlichen und während der Dauer des Pflegeverhältnis-

ses Anspruch auf ortsnahe, fachliche Beratung und Unterstützung.  

Oftmals schließen das zuständige Jugendamt und die Pflegeeltern einen 

den § 1688 Abs. 1 BGB ergänzenden Pflegevertrag mit einer Regelung 

zur Unterhaltsgewährung ab. Pflegefamilien steht demnach eine monatli-

che Pflegegeldleistung nach § 39 SGB VIII zu, die sich aus dem Grundbe-

trag zur Sicherstellung des Lebensunterhalts des Kindes (Sachaufwand) 

und einem Erziehungsbeitrag für Leistungen bei der Pflege und Erziehung 

zusammensetzt. Zusätzlich können einmalige Leistungen, z.B. zur Erst-

ausstattung oder für Urlaubsreisen beim Jugendamt genehmigt werden.  

Zu den Pflichten der Pflegeeltern gegenüber dem zuständigen Jugendamt 

gehört gem. § 37 Abs. 3 S. 2 SGB VIII die Weiterleitung von Informationen 

über wichtige Vorkommnisse oder Änderungen in den familiären oder wirt-

schaftlichen Verhältnissen an das Jugendamt. Diese Unterrichtungspflicht 

gilt nach § 44 Abs. 4 SGB VIII ebenso bei der erlaubnispflichtigen Fami-

lienpflege.  

Der Pflegefamilie bekannte Informationen über ihr Pflegekind und seine 

Herkunftsfamilie müssen als Sozialgeheimnis gewahrt werden und dürfen 

aus Datenschutzgründen nicht unbefugt offenbart werden. Ausgenommen 

sind Informationen, die Grundlage für eine sinnvolle Zusammenarbeit, z.B. 

mit der Schule oder Ausbildungsstelle des Pflegekindes sind. 

In Stuttgart verpflichten sich die Pflegefamilien im sog. Pflegevertrag, das 

bereitgestellte Beratungsangebot des Jugendamtes anzunehmen und zu-

mindest die ersten zwei Jahre des Pflegeverhältnisses an den Fortbildun-
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gen des Pflegekinderdienstes sowie einem Gesprächskreis teilzuneh-

men.72 

4.3 Die Herkunftsfamilie - Rechte und Pflichten 

Die Herkunftsfamilien der Pflegekinder haben gem. § 36 Abs. 1 und 2 

SGB VIII einen Anspruch darauf, an der Hilfe beteiligt zu werden und im 

Hilfeplan aktiv mitzuwirken. Durch Beratung und Unterstützung soll die 

Beziehung zu ihrem Kind beibehalten und gefördert werden. Die Erzie-

hungsbedingungen innerhalb der Herkunftsfamilie sollen so verbessert 

werden, dass sie das Kind wieder selbst erziehen kann (§ 37 SGB VIII). 

Haben die Eltern auch während der Dauer des Pflegeverhältnisses das 

Sorgerecht für ihr Kind, können sie gem. § 1632 Abs. 1 BGB dessen Her-

ausgabe aus der Pflegefamilie verlangen. Die Personensorge beinhaltet 

nämlich das Recht, den Umgang des Kindes auch mit Wirkung für und 

gegen Dritte zu bestimmen. Aus diesem Grund können die Eltern bspw. 

verlangen, dass die Pflegeperson ihr Kind an die leiblichen Großeltern 

herausgibt. Die Betreuung des Kindes durch die Großeltern ist durch die 

Beziehung des Kindes zu seiner Herkunftsfamilie i.d.R. vorrangig vor einer 

Betreuung durch nicht familienangehörige Pflegepersonen.73 

Gegenüber ihren Kindern sind die leiblichen Eltern zum Unterhalt ver-

pflichtet. Die privatrechtliche Unterhaltspflicht ergibt sich aus §§ 1603 Abs. 

2, 1606 Abs. 3 S. 2, 1609, 1612 Abs. 2 S. 3, 1612a, 1615a BGB. Für die 

Dauer einer stationären Jugendhilfe, hier der Unterbringung in einer Voll-

zeitpflegestelle, ruht die Unterhaltsverpflichtung. Die Eltern sind jedoch 

gem. §§ 91 ff. SGB VIII für diesen Zeitraum zur Erbringung eines (öffent-

lich-rechtlichen) Kostenbeitrages verpflichtet. 
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5. Innerbehördliches Verfahren für die Gewährung von Vollzeitpflege     

    am Beispiel der Stadt Stuttgart 

Dieses Kapitel hat zum Ziel, den Ablauf einer Vollzeitpflege gem. § 33 

SGB VIII bei der Stadt Stuttgart beispielhaft zu skizzieren. Es baut auf den 

rechtlichen Grundlagen aus Kapitel 2 auf, arbeitet aber auch Probleme 

heraus, die sich durch bestimmte Regelungen und Rechtsprechungen in 

der Praxis ergeben können.  

5.1 Vor der Hilfegewährung 

5.1.1 Antragsstellung auf Hilfe zur Erziehung 

Innerhalb des Jugendamtes Stuttgart ist der ASD die zentrale Anlaufstelle, 

bei der erste Informationen über einen möglichen Hilfebedarf eingehen 

und gesammelt werden.74 Entweder treten Eltern selbst mit einer Anfrage 

an das Jugendamt heran, oder der ASD erlangt von anderer Seite, z.B. 

durch die Schule, die Nachbarn oder die Polizei Kenntnis davon, dass in 

der betreffenden Familie eine Unterstützung in der Erziehung notwendig 

erscheint. 

In einem auf diese Informationen aufbauenden ersten Orientierungsge-

spräch versucht der ASD gemeinsam mit dem Leistungsberechtigten ï 

i.d.R. sind das die sorgeberechtigten Eltern, bei Volljährigkeit der Jugend-

liche selbst ï die Problemsituation der Familie zu erfassen und anschlie-

ßend über mögliche Hilfeangebote zu informieren. 

Stellt der ASD einen Hilfebedarf im Rahmen einer Hilfe zur Erziehung 

gem. §§ 27 ff. SGB VIII, einer Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII 

oder einer Hilfe für junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII fest, kann der 

Leistungsberechtigte die entsprechende Hilfe beantragen.75 Dieser Antrag 

muss bei gemeinsamem Sorgerecht unbedingt von beiden Elternteilen 

unterzeichnet werden. Im Anschluss werden in einem HzE-Grundbogen 
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die persönlichen Daten der Familie wie Adresse, Alter und Herkunft er-

fasst und der Mitarbeiter des ASD kann die Falleingabe ins Stadtteilteam 

(STT) vorbereiten. Der Falleingabe gehen Gespräche mit den Adressaten 

der möglichen Erziehungshilfe, sowie den unmittelbar Betroffenen (Ver-

wandte, Freunde, Ärzte, etc.) voraus, um die Problemsituation von mög-

lichst allen Seiten gründlich zu beleuchten. 

Wird der Hilfebedarf von den Eltern abgestritten, die familiäre Situation ist 

aber problematisch und das Wohl des Kindes dadurch deutlich gefährdet, 

kann das Jugendamt beim Familiengericht einen Antrag auf Entzug der 

elterlichen Sorge gem. § 1666 Abs. 3 Nr. 6 BGB stellen. Das Familienge-

richt prüft kritisch die Gegebenheiten und kommt unter Umständen zu ei-

nem Beschluss über den Entzug bzw. Teilentzug der elterlichen Sorge. 

Parallel dazu ordnet das Familiengericht entweder die Pflegschaft (bei Tei-

lentzug des Sorgerechtes) oder die Vormundschaft (bei Entzug der kom-

pletten elterlichen Sorge) an und bestellt das Jugendamt Stuttgart bzw. 

einen Mitarbeiter der Abteilung ĂBeistandschaften, Vormundschaften, 

Pflegschaftenñ als Pfleger oder Vormund. Dadurch hat das Jugendamt die 

Möglichkeit, den Aufenthalt des Kindes zu bestimmen und wenn nötig au-

ßerhalb der Herkunftsfamilie, z.B. in einer Pflegefamilie unterzubringen.  

Werden dem ASD Informationen zugetragen, die eine sofortige Heraus-

nahme des Kindes aus seiner Herkunftsfamilie indizieren, wird das Kind 

vor¿bergehend vom Jugendamt Ăin Obhut genommenñ (Ä 42 SGB VIII) 

und je nach Alter, eigenem Wunsch, etc. bis zur Entscheidung des Famili-

engerichts über die Sorgeberechtigung der Eltern in einer Bereitschafts-

pflegefamilie oder in einem Notaufnahmeheim untergebracht. Auch bei der 

Inobhutnahme ist ein Bewilligungsbescheid des Jugendamtes an die Sor-

geberechtigten erforderlich. Der Aufenthalt in der Bereitschaftspflegestelle 

wird eingestellt, wenn das Kind auf Anordnung des Familiengerichts in 

seine Herkunftsfamilie rückzuführen ist, oder wenn bei voraussichtlich län-

ger andauernder Fremdunterbringung gem. § 33 SGB VIII eine geeignete 

Pflegefamilie gefunden wird.  
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5.1.2 Falleingabe & Fallbesprechung im Stadtteilteam 

Das System des STT in Stuttgart ist noch etwas sehr Besonderes in 

Deutschland. Während in anderen Landkreisen ASD-Mitarbeiter alleine 

über ihre Fälle und die für sie angezeigten Hilfearten entscheiden müssen, 

geben die ASD-Mitarbeiter in Stuttgart ihre Neufälle innerhalb von vier 

Wochen nach der Orientierungsberatung anonymisiert zur Besprechung in 

das für ihren Stadtteil zuständige STT. Die vier Wochen sind zwar vorge-

schrieben, können in der Praxis durch zu hohe Fallbelastungen einzelner 

Mitarbeiter in weniger dringenden Fällen jedoch oft nicht eingehalten wer-

den. 

Das STT hat die Funktion eines Qualitätszirkels, bei dem sich Mitarbeiter 

des ASD, Mitarbeiter des Schwerpunktträgers76 und Mitarbeiter der WJH 

im Rahmen des Hilfeplanverfahrens (§ 36 SGB VIII) gemeinsam über alle 

in ihrem Bereich beginnenden oder sich verändernden Hilfen beraten. 

Wird bereits vor Eingabe des Falles ins STT die Vollzeitpflege als mög-

licherweise geeignete Hilfe angedacht, kann auch ein Mitarbeiter des PKD 

an der Fallbesprechung im STT teilnehmen, da dieser später für die Be-

treuung der Pflegefamilie zuständig sein wird. Oftmals nehmen auch 

Amtsvormünder oder Pfleger die Möglichkeit wahr, bei der Falleingabe 

ihres Mündels im STT anwesend zu sein. 

Ziel des Ideen- und Erfahrungsaustausches der verschiedenen Fachkräfte 

ist es, eine für den Leistungsberechtigten möglichst passgenaue Hilfege-

staltung zu erarbeiten. Das Ergebnis einer Fallbesprechung ist aber eher 

eine protokollierte, ergebnisoffene Sammlung von möglichst konkreten 

Lösungsideen und Vorschlägen für den jeweiligen Einzelfall. Die Ent-

scheidung für oder gegen eine bestimmte Leistung kann nur im Kontrakt-
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gespräch mit dem Personensorgeberechtigten und dem Kind getroffen 

werden.77 

Über die Rechtmäßigkeit der angebotenen und später gewährten Hilfen 

wacht die WJH als Vertreter der öffentlichen Jugendhilfe.  

5.1.3 Überprüfung der Zuständigkeit 

5.1.3.1 Örtlich 

Die frühzeitige Feststellung der örtlichen Zuständigkeit der Stadt Stuttgart 

nach § 86 ff. SGB VIII gehört ebenfalls zum Aufgabenbereich der WJH. 

Über das Meldeportal werden Daten über den aktuellen Wohnsitz der El-

tern bzw. der Personensorgeberechtigten erfragt, da sich die Zuständig-

keit für die Hilfegewährung gem. § 86 Abs. 1 S. 1 SGB VIII grundsätzlich 

nach dem gewöhnlichen Aufenthalt der Eltern richtet. Befindet sich dieser 

in Stuttgart, ist das Jugendamt Stuttgart für die Leistungsgewährung zu-

ständig. 

Schwieriger wird es ab dem Moment, ab dem ein Kind außerhalb Stutt-

garts in Vollzeitpflege untergebracht wird, für das die Stadt Stuttgart je-

doch aufgrund des gewöhnlichen Aufenthaltes der Eltern örtlich zuständig 

ist. Für diese Fälle gilt das Territorialprinzip. Das bedeutet, dass Pflege-

verhältnisse nach den Regelungen des Bereiches der Pflegeeltern geführt 

werden müssen, obwohl die örtliche Zuständigkeit Stuttgarts mindestens 

in den ersten zwei Jahren besteht. Dadurch soll verhindert werden, dass 

Pflegestellen in einem Jugendamtsbereich je nach belegendem Jugend-

amt unterschiedlich behandelt werden und eine Konkurrenz aus rein fiska-

lischen Gründen stattfindet. Zwar variieren die Regelungen (z.B. über die 

Höhe des Pflegegeldes oder der Sonderleistungen) i.d.R. nicht allzu stark, 

die vorher notwendige Informationsbeschaffung im anderen Jugendamt ist 

jedoch oftmals mit einem hohen Zeit- und Arbeitsaufwand verknüpft.78
 Die 

Orientierung an den Verhältnissen des Pflegestellenortes sichert außer-
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dem die Kontinuität der Hilfegewährung im Falle des Zuständigkeitswech-

sels nach § 86 (6) SGB VIII.  

Nach zwei Jahre Aufenthalt in einer Pflegefamilie in einem anderen Be-

reich wechselt die Zuständigkeit unter den Voraussetzungen des § 86 

Abs. 6 SGB VIII kraft Gesetzes auf das Jugendamt, in dessen Zuständig-

keitsbereich die Pflegefamilie mit dem Kind leben. Aus diesem Grund le-

gen die Mitarbeiter der WJH in Stuttgart ihre in anderen Zuständigkeitsbe-

reichen untergebrachten Pflegekinder auf Wiedervorlage, um eine mögli-

che Fallabgabe nach § 86 Abs. 6 SGB VIII rechtzeitig vorzubereiten. Mit 

dem Wechsel der Zuständigkeit wird der Fall inklusive der Fallverantwor-

tung an das dortige Jugendamt übergeben, während das vorher zuständi-

ge Jugendamt der Stadt Stuttgart kostenerstattungspflichtig wird. 

Probleme in der Praxis bereitet die Feststellung der Ăauf Dauerñ angeleg-

ten Hilfe nach § 86 Abs. 6 SGB VIII. Der unbestimmte Rechtsbegriff Ăauf 

Dauerñ bedarf der Auslegung und unterliegt der vollen gerichtlichen ¦ber-

prüfung. Die Grundlage für eine möglichst sichere Prognose über den 

künftigen Verbleib des Kindes oder Jugendlichen bilden der Hilfeplan und 

die in ihm festgehaltenen, bekannten Informationen.  

Durch den Zuständigkeitswechsel versucht das Gesetz, die wachsende 

Bedeutung der Pflegefamilie für das Kind anzuerkennen und Dauerpflege-

verhältnissen mit Beratung und Unterstützung in einem Jugendamt vor Ort 

zur Seite stehen zu können.  Auf der anderen Seite können sich durch 

einen Wechsel der Zuständigkeit auch Probleme ergeben, da dieser mit 

einem personellen Wechsel, einem Wechsel der Fallverantwortung und 

dadurch mit Belastungen der Leistungsadressaten und somit des gesam-

ten Hilfeprozesses einhergeht.79 

Eine Besonderheit in Stuttgart ist es, dass der § 86 Abs. 6 SGB VIII in den 

zehn Bereichen innerhalb Stuttgarts keine Anwendung findet. Es kommt in 
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Hilfen innerhalb Stuttgarts demnach zu keinen Bereichs- und Mitarbeiter-

wechseln.80 

5.1.3.2 Sich ggf. aus der Zuständigkeit ergebende    

            Kostenerstattungen 

Durch die Kostenerstattung werden Orte mit einer Vielzahl an Pflegestel-

len und Einrichtungen vor finanziellen Mehrbelastungen geschützt, die 

ihnen durch die verhältnismäßig hohe Anzahl von Jugendhilfeleistungen 

entstehen. 

Kommt es in einem Vollzeitpflegefall zu einem Wechsel der Zuständigkeit 

gem. § 86 Abs. 6 SGB VIII von Stuttgart an einen anderen Jugendamtsbe-

reich, stellt die WJH Stuttgart die Hilfe durch einen Einstellungsbescheid 

ein. Die pädagogische Betreuung und Beratung sowie die Auszahlung der 

finanziellen Leistungen an die Pflegefamilie übernimmt ab diesem Zeit-

punkt das nunmehr zuständig gewordene Jugendamt. Die Stadt Stuttgart 

ist jedoch zur Erstattung der anfallenden Kosten für zukünftige Leistungen 

im Rahmen der Vollzeitpflege verpflichtet und bezahlt regelmäßig Erstat-

tungsrechnungen (§ 89a SGB VIII). Trotz der Pflicht zur Kostenerstattung, 

führt die Fallübergabe zu Einsparungen für das Jugendamt Stuttgart, da 

Verwaltungskosten, z.B. für die Vorhaltung von Personal, nicht erstattet 

werden müssen.81 Trotzdem geben viele Mitarbeiter die Verantwortung für 

ihre Fälle nicht gerne an andere Jugendämter ab. Sie haben die Kinder 

und ihre Familien zwei Jahre, manchmal sogar länger, betreut, kennen 

alle Beteiligten und deren Lebenssituation und setzen auf Kontinuität im 

Hilfeverlauf.  
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5.1.4 Auswahl der Pflegefamilie 

Wird in der Fallbesprechung der Fachkräfte die Vollzeitpflege als geeigne-

te Hilfevariante dargestellt und vom Kind und den Personensorgeberech-

tigten ernsthaft in Betracht gezogen, gilt es eine für das Kind und seine 

Lebenssituation passende Pflegefamilie zu finden. 

Der erste Schritt bei der Auswahl der geeigneten Pflegefamilie ist oftmals, 

die nähere Verwandtschaft des Kindes zu durchleuchten, sollten sich die-

se eine Unterbringung des Kindes in ihrem Haushalt wünschen. Auch 

Verwandte müssen nach § 27 Abs. 2a SGB VIII als Pflegestelle grundge-

eignet sein und die Sorgeberechtigten bei einer Entscheidung mit ihrem 

Wunsch- und Wahlrecht berücksichtigt werden. Sind Verwandte bereit und 

in der Lage, den erzieherischen Hilfebedarf des Kindes zu decken, werden 

sie unter Gesamtabwägung aller Argumente i.d.R. vorrangig vor fremden 

Pflegefamilien eingesetzt. 

Scheiden Verwandte als Pflegepersonen aus, wird in Stuttgart zuerst der 

Schwerpunktträger nach geeigneten Familien durchsucht. Wenn z.B. im 

Bereich Zuffenhausen das Flattichhaus eine Familie anbieten kann, ko-

operiert es im weiteren Verlauf mit dem PKD. Kann der Schwerpunktträger 

aber keine Familie anbieten, muss der PKD eine sowohl generell geeigne-

te, als auch eine für das Kind und seine Bedürfnisse speziell geeignete 

Pflegefamilie finden.82 Die Eltern und das Kindes werden an dieser Aus-

wahl beteiligt. 

Zu Problemen kann es dann kommen, wenn sich PKD und ASD bei der 

Auswahl der Pflegefamilie fachlich uneinig sind. Die Überprüfung und Be-

reitstellung einer geeigneten Familie ist in Stuttgart zwar Aufgabe des 

PKD, der ASD trägt jedoch die Fallverantwortung in HzE-Fällen.83 Für den 

weiteren Hilfeverlauf ist es von großer Bedeutung, eine Einigung der bei-

den Dienste zu erlangen, um eine gute Zusammenarbeit zu gewährleisten. 
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Nach Auswahl der geeigneten Familie arbeiten die Sozialarbeiter des PKD 

und des ASD gemeinsam an der Vorbereitung der Inpflegenahme. 

5.1.5 Das Kontraktgespräch/die Hilfeplanung 

In Kontraktgesprächen wird wie bereits der Name schon vermuten lässt, 

ein ĂKontraktñ der mitwirkenden Parteien geschlossen. Die Leistung soll 

mittels eines Vertrages entwickelt werden, der die Mitwirkungsbereitschaft 

der Leistungsberechtigten verdeutlicht und auf ihr aufbaut. An den Ge-

sprächen sind alle für die Leistungserbringung wichtigen Personen zu be-

teiligen. Im Rahmen einer Vollzeitpflege sind das u. a. der zuständige Mit-

arbeiter des ASD, der PKD, die Pflegeeltern, ggf. das Pflegekind und die 

Herkunftsfamilie und/oder der Vormund84. Bei Bedarf können auch die 

Mitarbeiter der WJH an den Kontraktgesprächen teilnehmen, um die 

Rechtmäßigkeit der Leistung zu beurteilen und die Beteiligten über finan-

zielle Leistungen (bspw. das Pflegegeld) bzw. die Heranziehung der Eltern 

zu den Kosten der Fremdunterbringung zu informieren. 

In jedem Kontraktgespräch wird ein Hilfeplan aufgestellt, in dem der aktu-

elle Strand und zukünftige Ziele formuliert werden. Es werden Absprachen 

über die weitere Zusammenarbeit getroffen, Kontaktzeiten der beiden Fa-

milien des Kindes vereinbart und die kurz- und langfristige Perspektive 

des Kindes in der Pflegefamilie erarbeitet. 

Kontraktgespräche finden prinzipiell vor Beginn einer Hilfe statt und dann 

in regelmäßigen, zeitnahen Abständen; gängige Praxis in Stuttgart sind 

alle drei Monate, was je nach Bedarf aber beliebig ausgeweitet werden 

kann. Soll die bereits bestehende Hilfe oder ihre Ziele  verändert oder er-

gänzt werden, werden hierzu ebenfalls Kontraktgespräche angesetzt bzw. 

der Fall erneut ins STT eingegeben. Die Kontrakte sind abschließend je-

weils von allen am Gespräch Beteiligten zu unterzeichnen.85 
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Probleme in der Praxis können auch hier in der Zusammenarbeit des ASD 

und des PKD liegen. Die beiden Dienste vertreten durch ihre intensive Ar-

beit mit jeweils einer der beiden Familien vorrangig meist deren Interessen 

in Bezug auf das (Pflege-) Kind, was natürlich zu Konfliktpotenzial wäh-

rend des gesamten Hilfeverlaufes führt.86 

5.2 Während der Hilfe 

5.2.1 Die Bewilligung 

Die im Kontraktgespräch vereinbarten Maßnahmen müssen rechtlich in 

einem von der WJH ausgestellten Bewilligungsbescheid der Leistung be-

stätigt werden. Dieser sogenannte Leistungsbescheid über die Hilfe zur 

Erziehung in Form der Vollzeitpflege gem. § 33 SGB VIII wird (mit Postzu-

stellungsurkunde) an die Sorgeberechtigten als Adressaten versandt. Nur 

sie haben gem. § 27 Abs. 1 SGB VIII einen Anspruch auf Hilfe zur Erzie-

hung. Je nach Fallkonstellation können das entweder die Eltern, das Ju-

gendamt als Amtsvormund oder die Pflegefamilie als Vormund sein. Die 

übrigen an der Hilfe beteiligten Personen erhalten eine Mehrfertigung des 

Bescheides zur Kenntnis. Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 

wird der Bewilligungsbescheid in Stuttgart mit dem Bescheid verbunden, 

der das Pflegegeld für die Unterbringung und Erziehung des Pflegekindes 

gewährt (§ 39 SGB VIII ist Annexanspruch).  

Die Herkunftsfamilie des Kindes weiß dadurch genau, wie viel Pflegegeld 

die Pflegefamilie ihres Kindes erhält, was bei Fremdunterbringungen ge-

gen den Willen der Eltern möglicherweise zu Unverständnis und Konflikten 

führen kann.87 

Zusätzlich zum laufenden Pflegegeld kann die Pflegefamilie direkt oder 

über den PKD bei der WJH sogenannte einmalige Leistungen beantragen, 

z.B. einen Betrag für die Erstausstattung oder einen Ferienzuschuss für 

Urlaube mit der Pflegefamilie. Jeder dieser Zuschüsse wird einzeln und 
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nur auf Antrag bewilligt. Ein Vorschlag des PKD Stuttgart in den letzten 

Jahren ging in die Richtung eines Pauschalbetrages, der alle einmaligen 

Leistungen einheitlich für alle Pflegefamilien beinhalten soll. Diese Ge-

samtzahlung würde zu einer Vereinfachung des Alltages der meisten Pfle-

gefamilien führen, da Leistungen bei Bedarf nicht immer extra beantragt 

werden müssten. Die geringere Anzahl an Anträgen würde auch den Ar-

beitsaufwand für die WJH einschränken, die alle Anträge gesondert prüfen 

und anschließend bewilligen oder ablehnen muss. Andererseits muss 

auch in Erwägung gezogen werden, dass rechtlich nicht allen Pflegefami-

lien alle einmaligen Leistungen zustehen (z.B. erhalten Pflegefamilien kei-

nen Zuschuss für die Erstausstattung der Pflegestelle, wenn sie diese be-

reits besitzen). Ein Pauschalbetrag wäre somit zwar eine Erleichterung im 

Alltag für Pflegefamilie und Verwaltung, bringt insgesamt aber höhere Ge-

samtkosten mit sich. Diese Argumente müssen bei der Entscheidung für 

oder gegen einen Pauschalbetrag mit berücksichtigt werden. 

Zu Problemen in der Praxis führt das Thema des erhöhten Erziehungszu-

schlages, der des Öfteren vom Pflegekinderdienst der Stadt Stuttgart bei 

der WJH beantragt wird. Er wird bei besonders schwierigen und verhal-

tensauffälligen Kindern oder Jugendlichen gewährt, um die zeitliche und 

therapeutische Mehrbelastung auszugleichen. Bisher gibt es keine klaren 

Regelungen, welche genauen Voraussetzungen für welche Erhöhung er-

füllt sein müssen, was eine Einschätzung für oder gegen eine Gewährung 

des Zuschlages für die Verwaltungsmitarbeiter im Jugendamt relativ 

schwierig macht.88 

Eine Besonderheit in Stuttgart ist die Tatsache, dass die Hilfe für junge 

Volljährige gem. § 41 SGB VIII entgegen der Gesetzesformulierung als 

sogenannte ĂSoll-Leistungñ, i.d.R. als Pflichtleistung angesehen wird. Wird 

ein Antrag gestellt und die Voraussetzungen liegen vor, erhalten junge 

Volljährige ohne große Schwierigkeiten eine Hilfe. Das sollte zwar im Hin-
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blick auf die Kinder- und Jugendhilfe die Regel sein, dennoch kommt es in 

vielen Städten oft in diesen Bereichen zu Einsparungen. 

Parallel zum Bewilligungsbescheid erstellen WJH, ASD und PKD eigene, 

getrennte Akten und die WJH legt die bereits vorhandenen Daten über 

das Kind, seine Familie, gewährte Hilfen und finanzielle Leistungen in ih-

rem EDV-System, genannt Prosoz, an.89 

5.2.2 Mitteilungen über Kostenbeitragspflicht und  

         Kostenbeitragsberechnung 

Mit dem Bewilligungsbescheid der Vollzeitpflege erhalten die leiblichen 

Elternteile des Kindes jeweils eine gesonderte Mitteilung über ihre Pflicht 

zur Erbringung eines Kostenbeitrages an der gewährten Hilfe. Dieses 

Schreiben wird in Stuttgart immer mit einer zu unterzeichnenden Emp-

fangsbestätigung verschickt, da erst der Zeitpunkt der Zustellung  den Be-

ginn der Kostenbeitragspflicht markiert. 

Neben der Mitteilung über die Kostenbeitragspflicht erhalten die Eltern 

außerdem eine Anfrage über ihre jeweilige Einkommenshöhe, die mit ent-

sprechenden Nachweisen bestätigt werden muss. Nur so kann die WJH 

die Unterhaltsfähigkeit der Eltern feststellen und die angemessenen Kos-

tenbeiträge berechnen.  

Erhalten die Eltern noch Kindergeld für das nun in Vollzeitpflege unterge-

brachte Kind, müssen sie einen Mindestkostenbeitrag in Höhe des Kin-

dergelds zahlen (§ 94 Abs. 3 SGB VIII). Kommen die Eltern dieser Pflicht 

nicht nach, kann die WJH einen Erstattungsanspruch bei der Familienkas-

se (§ 74 Abs. 2 EStG i.V.m. §§ 104 und 111 SGB X) anmelden, um die 

Abzweigung des Kindergeldes zur Deckung der Jugendhilfekosten in die 

Wege zu leiten. Das Kindergeld steht bei Vollzeitpflege den Pflegeeltern 

zu, wird aber anteilig auf das Pflegegeld angerechnet (§ 39 Abs. 6 SGB 

VIII). 
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5.2.3 Beantragung von Sozialleistungen  

Eine sehr wichtige Aufgabe der WJH in einem Vollzeitpflegefall ist es, die 

Kosten der Unterbringung und des täglichen Lebens des Kindes bereitzu-

stellen. Neben der Berechnung des Kostenbeitrags der Eltern, prüft sie 

daher auch Ansprüche des Kindes gegen Dritte und beantragt diese.  

Sind ein oder beide Elternteile verstorben, steht dem Kind Halb- bzw. 

Vollwaisenrente i.d.R. aus der gesetzlichen Renten- oder Unfallversiche-

rung des verstorbenen Elternteiles zu. Sie soll den entfallenden Unter-

haltsanspruch der Kinder gegen den oder die Verstorbenen ersetzen.  

Jugendliche in Berufsausbildung oder während dem Studium können un-

ter bestimmten Voraussetzungen Berufsausbildungsbeihilfe bzw. Bafög 

erhalten, die die WJH beim zuständigen Amt für Ausbildungsförderung 

bzw. beim Studentenwerk der zuständigen Hochschule beantragt. 

5.3 Einstellung der Hilfe/ Beendigung des Pflegeverhältnisses 

Ein Pflegeverhältnis kann aus unterschiedlichen Gründen beendet wer-

den. Unabhängig davon sollte die Beendigung sorgfältig geplant und alle 

Beteiligten dabei pädagogisch begleitet werden. In einem Abschlussge-

spräch wird die Geeignetheit der Hilfe nachträglich eingeschätzt und die 

erreichten Ziele von den Beteiligten bewertet. Bei Bedarf werden Ab-

schlussvereinbarungen getroffen oder eventuell notwendige, weiterfüh-

rende Hilfen für das Kind und/oder die Herkunftsfamilie in die Wege gelei-

tet.90 Die WJH sendet den Bescheid über die Einstellung der Hilfe an die 

Personensorgeberechtigten als Adressaten, sowie an die übrigen Beteilig-

ten zur Kenntnisnahme. 

Manchmal kann das abrupte Ende einer Vollzeitpflege allerdings nicht 

verhindert werden. Die Eltern können ihr Kind gem. § 1631 Abs. 1 BGB 

z.B. aus der Pflegefamilie herausnehmen, solange sie noch über das Auf-

enthaltsbestimmungsrecht verfügen. Auch bei einem Widerruf oder der 
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Rücknahme der Pflegeerlaubnis der betreuenden Pflegepersonen muss 

es zu einer schnellen Beendigung der Hilfe im Haushalt der Pflegefamilie 

kommen. Das Wohl des Kindes ist offensichtlich nicht mehr gewährleistet 

und der PKD muss nach einer anderen Unterbringungsmöglichkeit su-

chen. 

5.3.1 Rückführung in die Herkunftsfamilie 

Im Rahmen der Kontraktgespräche wird von Seiten des ASD mit dem 

Pflegekind, der Pflegefamilie und der Herkunftsfamilie eine Entscheidung 

darüber getroffen, ob die Hilfe in Fremdunterbringung auf Dauer angelegt 

oder aber zeitlich begrenzt sein soll. Wenn sich die Bedingungen in der 

Herkunftsfamilie positiv und nachhaltig verändert haben und eine Rück-

kehr realisiert werden soll, braucht es eine gute Vorbereitung aller Partei-

en von Seiten des Jugendamtes. Der ASD berücksichtigt dabei das Alter 

des Kindes - bei kleineren Kindern dauert eine Rückführung oft weniger 

lang als bei größeren, für deren Wiedereinbindung in seine leibliche Fami-

lie sogar über ein Jahr vergehen kann. Das Kind kann je nach Alter au-

ßerdem von seinem Wunsch und Wahlrecht gem. § 5 SGB VIII Gebrauch 

machen. Hilfe erhalten Kinder und Jugendliche vom ASD und PKD, die 

ihnen Orientierung bei der Entscheidungsfindung liefern sollen. 

Der Großteil der Pflegeverhältnisse in Stuttgart ist jedoch dauerhaft ange-

legt. Im Jahr 2012 waren es lediglich drei Kinder, die nach ein bis zwei 

Jahren der Fremdunterbringung in ihr Elternhaus zurückgekehrt sind. Das 

liegt sicherlich auch mit an dem sehr gut ausgebauten Bereitschaftspfle-

gesystem vor Ort, das bei kurzweiligen bzw. spontanen Vollzeitpflegefäl-

len vorrangig bereitstehen muss.91 Bereitschaftspflegefamilien nehmen 

Kinder und Jugendliche nur für kurze Zeiträume z.B. in Notfällen oder als 

Übergangslösung in ihrem Haushalt auf, bis die Kinder in andere Familien 

oder Unterbringungen weitervermittelt oder in ihre Herkunftsfamilie zu-

rückgebracht werden können.  
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Eine Betreuung durch ambulante Beratungsdienste oder ggf. eine sozial-

pädagogische Familienhilfe kann der Herkunftsfamilie und dem Kind in der 

Anfangszeit nach der Rückführung hilfreiche Unterstützung bieten. 

Schwierig wird eine vom ASD geplante Rückführung dann, wenn sie dem 

Willen des Vormundes  des Kindes entgegensteht. Probleme mit dem 

Familiengericht sind in diesen Fällen vorprogrammiert, da das Aufent-

haltsbestimmungsrecht zu den Rechten des Vormundes gehört.92 

5.3.2 Eingliederung in andere Unterbringung 

Kann die Hilfe zur Erziehung in der gegenwärtigen Pflegefamilie nicht fort-

gesetzt werden, wird entweder die Unterbringung in einer anderen Pflege-

familie oder ein Wechsel der bisherigen Hilfeart, z.B. in eine Heimerzie-

hung oder ein betreutes Jugendwohnen, nötig. Die Aufgabe des zuständi-

gen ASD-Mitarbeiters ist es nun im Hilfeplanverfahren herauszufinden, 

aus welchen Gründen das Pflegeverhältnis gescheitert ist und welche wei-

terführende Hilfeform für das Kind oder den Jugendlichen in seiner Situa-

tion geeignet wäre. Für die Suche nach einer neuen Pflegefamilie arbeitet 

der ASD erneut eng mit dem PKD zusammen, während bei der Suche 

nach einem Heimplatz v.a. die Kooperation mit dem Schwerpunktträger 

oder im Einzelfall mit anderen als geeignet bewerteten Heimträgern erfor-

derlich ist. Wichtig ist, dass das Kind oder der Jugendliche während des 

Wechsels seinen bekannten Ansprechpartner beim ASD (und ggf. PKD) 

behält, um den Übergang so einfach wie möglich zu gestalten. 
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5.3.3 Adoption 

Vor und während langfristiger Hilfen außerhalb des Elternhauses ist das 

Jugendamt (der ASD) gem. § 36 Abs. 1 S. 2 SGB VIII dazu verpflichtet, 

die Möglichkeit einer Annahme des Kindes zu prüfen. Eine Adoption ist 

nicht als Zwang zu verstehen, gegenüber einer Fremdunterbringung aber 

grundsätzlich vorrangig.93  

In der Praxis adoptieren Pflegefamilien, die ein Kind bereits als Pflegekind 

betreuen, eher selten. Ein Grund dafür ist die im Regelfall benötigte Zu-

stimmung der Eltern gem. § 1747 Abs. 1 BGB. Wenn die Eltern die Zu-

stimmung verweigern, kann diese in bestimmten Fällen nach eingehender 

Prüfung der Gesamtsituation durch das Vormundschaftsgericht ersetzt 

werden, bspw. bei anhaltender oder grober Pflichtverletzung der Eltern, 

Gleichgültigkeit gegenüber dem Kind oder geistigem Gebrechen der Sor-

geberechtigten. Die Schwelle für eine solche Ersetzung der Zustimmung 

ist demnach relativ hoch.94 Neben der Einwilligung der Eltern in die Adop-

tion ist außerdem auch die des Kindes (mit Zustimmung des gesetzlichen 

Vertreters) nötig, wenn es das 14. Lebensjahr erreicht hat. 

Die Adoption eines Pflegekindes bringt möglicherweise aber auch finanzi-

elle Probleme mit sich. Da mit der Annahme des Kindes die Leistungsvo-

raussetzungen einer Hilfe zur Erziehung in Form der Vollzeitpflege gem. 

§§ 27 i.V.m. 33 SGB VIII entfallen, wird diese von der WJH eingestellt. 

Gleichzeitig mit der Einstellung der Vollzeitpflege enden auch die wirt-

schaftlichen Jugendhilfeleistungen wie das Pflegegeld gem. § 39 SGB VIII 

für das Kind. Die Adoptivpflegeeltern werden daraufhin nach § 1751 Abs. 

4 BGB dem Kind gegenüber vorrangig zum Unterhalt verpflichtet. Da die 

Lebenshaltungskosten im Raum Stuttgart relativ teuer sind und i.d.R. ein 

Pflegeelternteil wegen der Betreuung des Kindes nicht oder nur halbtags 

arbeiten kann, können viele Pflegefamilien nur sehr schwer auf das Pfle-

gegeld verzichten. 
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5.3.4 Verselbstständigung 

Vollzeitpflegen enden, wie alle Hilfen zur Erziehung, mit Erreichen der 

Volljährigkeit kraft Gesetzes. Der junge Mensch ist nicht mehr Kind oder 

Jugendlicher i.S.d. § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB VIII und damit liegt eine 

wichtige Voraussetzung des § 27 Abs. 1 SGB VIII nicht mehr vor. In be-

gründeten Einzelfällen soll die Vollzeitpflege gem. § 41 Abs. 1 SGB VIII 

allerdings weitergewährt werden, wenn der erzieherische Bedarf fortbe-

steht und die Entwicklung des jungen Menschen ansonsten gefährdet wä-

re.  

Für die Gewährung einer Hilfe für junge Volljährige ist ein erneuter Antrag 

erforderlich, diesmal jedoch vom jungen Menschen, der ab Erreichen der 

Volljährigkeit selbst anspruchsberechtigt wird. Der zuständige ASD-

Mitarbeiter muss dann den erzieherischen Bedarf überprüfen und ggf. be-

stätigen.  

Die Stuttgarter Kinder- und Jugendhilfe hat sich zum Ziel gesetzt, diese 

ĂSoll-Vorschriftñ nicht als SparmaÇnahme zu sehen und auf die Finanzie-

rung der jungen Menschen durch ihre Pflegefamilien zu setzen, sondern 

zum Wohl des jungen Menschen jede notwendige Hilfe zu leisten. 

Auch nach Beendigung einer entsprechenden Hilfe sollen junge Volljähri-

ge gem. § 41 Abs. 3 SGB VIII  im notwendigen Umfang vom Jugendamt 

beraten und unterstützt werden. 

6. Aktuelle Statistik 

Seit einigen Jahren veröffentlicht der Kommunalverband für Jugend und 

Soziales Baden-Württemberg eine Auswertung zur Fallzahlenentwicklung 

der Hilfen zur Erziehung und anderer individueller Hilfen in Baden-

Württemberg. Durch die landesweit einheitlich erhobenen Daten der örtli-

chen Jugendhilfeträger lassen sich Rückschlüsse auf bestimmte Trends 

und Wendepunkte in der Vollzeitpflege ziehen. 
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6.1 In Baden-Württemberg 

Im Jahr 2011 lebten in Baden-Württemberg insgesamt 2.262.287 Kinder 

und Jugendliche im Alter von 0 bis 21 Jahre. 56.616 von ihnen erhielten 

eine Hilfe zur Erziehung nach §§ 27 ï 35 SGB VIII. Das ergibt eine Steige-

rung der HzE-Fälle von den in 2010 erfassten 55.221 Hilfen um 3 %.95 

Diese wenngleich auch relativ geringe Steigerung macht deutlich, dass 

trotz dem fortschreitenden Geburtenrückgang und somit einer Abnahme 

der Bevölkerung im Alter von 0 bis 21 Jahre, der Bedarf nach Beratung 

und Unterstützung von Kindern und ihren Familien nicht parallel zurück-

gegangen, sondern im Gegenteil sogar größer geworden ist. 

8.541 Kinder und Jugendliche haben in 2011 eine Hilfe nach § 33 SGB 

VIII erhalten, was eine leichte Steigerung zum Jahr 2010 mit 8.426 Fällen 

aufzeigt. Im Vergleich dazu stiegen die Fälle der Heimerziehung gem. § 

34 SGB VIII von 10.494 in 2010 auf 10.587 in 2011 ebenfalls nur um 1 

%.96  

Durch die geringe Veränderungsdynamik in den Hilfen zur Erziehung hat 

sich also auch an der Verteilung der stationären Hilfe auf Vollzeitpflege 

und Heimerziehung relativ wenig geändert.  

6.2 In Stuttgart 

In der Landeshauptstadt Stuttgart lag die Zahl der 0 bis 21-jährigen im 

Jahr 2011 bei 107.393. Die Anzahl an HzE-Fällen blieb mit 3.048 in 2010, 

zu 3.054 in 2011 nahezu konstant. 

Im Gegensatz zu Baden-Württemberg verzeichnet Stuttgart jedoch einen 

2 %-igen Rückgang der Hilfen nach § 33 SGB VIII von 559 Fällen in 2010 

auf 547 in 2011. Von diesen 547 Kostenfällen wurden allerdings nur 426 
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wirklich vom Jugendamt Stuttgart betreut. Bei den restlichen Hilfen han-

delte es sich lediglich um Kostenerstattungsfälle gem. §§ 89 ff. SGB VIII. 

Neben den Fällen nach § 33 SGB VIII, gab es im Jahr 2011 außerdem 10 

seelisch behinderte Kinder oder Jugendliche, die auf der Grundlage des   

§ 35a SGB VIII in einer Pflegefamilie lebten und vermutlich noch leben. 

Auch im Rahmen der Hilfen für junge Volljährige kann gem. § 41 Abs. 2 

SGB VIII Vollzeitpflege gewährt werden. In Stuttgart gab es im Jahr 2011 

41 dieser Hilfen, was sich prozentual ungefähr mit dem Gesamtergebnis in 

Baden-Württemberg deckt.97 

Interessant ist, dass in Stuttgart ungefähr doppelt so viele Kinder in Hei-

merziehung nach § 34 SGB VIII betreut werden (im Jahr 2011 waren es 

117198), wie gem. §§ 27 Abs. 1, 33 SGB VIII in Pflegefamilien leben. Diese 

Zahlen sind über die letzten Jahre zwar konstant geblieben, zeigen aber, 

dass die Vollzeitpflege in Stuttgart - im Vergleich zu den Gesamtzahlen in 

Baden-Württemberg - durchaus noch ausbaufähig ist. 

7. Fazit 

Zu Beginn der vorliegenden Bachelorarbeit wurde das Ziel formuliert, den 

rechtlichen Rahmen der Vollzeitpflege umfassend darzustellen und an-

schließend den praktischen Ablauf einer Hilfe anhand des Beispiels der 

Stadt Stuttgart zu veranschaulichen. 

Obwohl die Stadt Stuttgart in ihrer Position als Landeshauptstadt bestrebt 

ist, die Ausgestaltung ihrer Hilfen in der Kinder- und Jugendhilfe zu opti-

mieren, lässt sich feststellen, dass auch sie sich im Bereich der Vollzeit-

pflege immer wieder mit rechtlichen Unklarheiten sowie kleineren (Ab-

grenzungs-)Problemen und Herausforderungen in der täglichen Fallarbeit 

konfrontiert sieht. Es muss allerdings festgehalten werden, dass die Aus-

wirkungen dieser Abgrenzungsprobleme und rechtlichen Unklarheiten mi-
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nimiert werden können,  solange die  zuständigen Dienste intern wie auch 

extern sinnvoll vernetzt sind, miteinander kooperieren und sich regelmäßig 

austauschen. All dies dient dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen, wel-

ches letztlich im Mittelpunkt einer jeden Leistung der Kinder- und Jugend-

hilfe stehen sollte. 
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Anlagen 

Anlage 1: 

Interview mit Frau Helga Heugel - Leitung Pflegekinderdienst/ Bereit-

schaftspflege Stuttgart - am 26.06.2012 

Fragenkatalog: 

1. Wie würden Sie Ihren Arbeitsalltag beschreiben? Was sind Ihre Aufga-

ben, Rechte und Pflichten? 

 

- Stellung als Bereichsleitung 

- Die Leitungstätigkeit beinhaltet sowohl Personalverantwortung und 

die Betreuung von Einzelfällen. 

- Der PKD betreut Kinder in Pflegefamilien mit örtlicher Zuständigkeit 

Stuttgart (Vollzeitpflegefälle nach § 33 SGB VIII und § 41 SGB VIII; 

Bereitschaftspflegefälle nach § 33 SGB VIII oder bei Inobhutnah-

men nach § 42 SGB VIII). 

- Erteilung von Pflegeerlaubnissen gem. § 44 SGB VIII 

- Vermittlung von Adoptionsverhältnissen 

 

2. Wie lange sind Sie schon im Pflegekinderdienst tätig? Gibt es beson-

ders positive und negative Aspekte in Ihrer Arbeit? 

 

- Studium der Sozialen Arbeit in Würzburg; Abschluss 1996 

- Ab Herbst 1996 bis 2003 Arbeit im Beratungszentrum Wangen. 

- Seit 2003 im PKD Stuttgart Mitte tätig. 

- Positiv: Pflegekinderarbeit ist ein dankbares Arbeitsfeld; für die Kin-

der ergeben sich in bzw. nach Pflegeverhältnissen bessere Chan-

cen; Zusammenarbeit mit vielen routinierten und qualifizierten Mit-

arbeitern; man lernt in seiner Arbeit viele unterschiedliche Men-

schen und Familien kennen. 

- Negativ: Arbeit in einem großen Spannungsfeld, vor allem bei Be-

suchskontakten. 

 

3. Für welches Gebiet und ab welchem Zeitpunkt sind Sie zuständig? 

 

- Zeitpunkt: ab Bedarf der Unterbringung des Kindes in einer Pflege-

familie/ Bereitschaftspflegefamilie; BZ kontaktiert PKD. 

- Räumlich: Für ganz Stuttgart; die Mitarbeiter des PKD sind zwar auf 

Gebiete aufgeteilt, haben jedoch eine gewisse Flexibilität in der Zu-
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teilung der Fälle; die Zuständigkeiten können sich intern ändern; 

Kontinuität in der Betreuung steht im Vordergrund 

 

4. Welche Arten der Vollzeitpflege gibt es? 

 

- Fremdpflegefamilie 

- Verwandtenpflegefamilie 

 

5. Wie wird die Eignung einer möglichen Pflegefamilie überprüft? 

 

- Es gibt wenig Ăharteñ Kriterien, die im Gesetz festgehalten sind. Ein 

großer Teil der Überprüfung ist Profilarbeit mit der möglichen Pfle-

gefamilie. 

- Bei Fremdpflegefamilien:  Zuerst allgemeine Überprüfung (Hausbe-

suche, Formalien), dann spezielle Überprüfung für konkretes Kind 

(Familie und Kind sollen möglichst gut zueinanderpassen). 

 

6. Wie oft finden Hausbesuche in Pflegefamilien statt? 

 

- Es gibt keine rechtliche Vorgabe, die Anzahl der Kontakte ist nicht 

allgemein festgelegt. 

- In Stuttgart sind es 2 - 4 Besuchskontakte Minimum pro Jahr, ist 

aber nach oben offen. 

- Meist trifft sich der Mitarbeiter des PKD mit den Kindern und der 

Pflegefamilie. Wenn möglich und mit Zustimmung des PKD kann 

auch die Herkunftsfamilie teilnehmen. 

- Der Kontakt zu den Kindern muss auch in Einzelgesprächen gege-

ben sein. 

 

7. Sind die Pflegekinder in Stuttgart eher dauerhaft in Pflegefamilien ver-

mittelt oder nur als Übergangslösung? Warum? 

 

- Zum Großteil sind die Vollzeitpflegefälle in Stuttgart dauerhaft un-

tergebracht. 

- Das liegt an dem sehr gut ausgebauten Bereitschaftspflegefamili-

ensystem, d.h. Kinder kommen erst dann in eine Pflegefamilie, 

wenn die Fremdunterbringung auf längere Sicht oder von Vorne-

herein dauerhaft nötig ist. 

- Ausnahmen sind geplante Aufenthalte, d.h. Kurzzeitpflege. 

- In 2012 sind 3 Kinder nach jeweils ca. 1-2 Jahren in ihr Elternhaus 

zurückgekehrt. 
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8. Gibt es eine landes- oder bundesweite Verwaltung der Pflegefamilien? 

(z.B. bezüglich der Eignung) 

 

- Nein, so etwas gibt es (noch?) nicht. Es gibt jedoch viel Kooperati-

on zwischen umliegenden Jugendämtern. 

- F¿r behinderte Kinder und Jugendliche gibt es den ĂBundesverband 

f¿r behinderte Kinderñ. 

 

9. Gibt es in Deutschland einheitliche Standards im Pflegekinderwesen? 

 

- Es gibt generell wenige Rechtsgrundlagen zum Thema Pflegekin-

derwesen. Einige stehen jedoch im BGB und SGB VIII. 

- Einheitliche Standards und Qualitätsstandards in der Arbeit der 

PKD gibt es in Deutschland eher nicht. 

- Es fehlt auch an einer Forschung, inwieweit eine Vollzeitpflege bzw. 

eine Betreuung durch den PKD dem Pflegekind Nutzen bringt oder 

was als besonders positiv/negativ erlebt wird. 

 

10. Gibt es den Pflegekinderdienst deutschlandweit? 

 

- Nein. Das Angebot der Vollzeitpflege gem. § 33 SGB VIII gibt es al-

lerdings deutschlandweit.  

- Die Organisation ist jedoch sehr unterschiedlich. In Stuttgart ist der 

PKD bspw. nicht fallverantwortlich. 

 

11. Haben Sie aktuelle Statistiken zu Pflegefamilien in Stuttgart (aktueller 

Stand, Entwicklung, Vergleich mit anderen Städten)? 

 

- Siehe Unterlagen des KVJS (Jugendhilfe Statistiken 2011) 

- Momentan leben 238 Kinder in Pflegefamilien, für die Stuttgart zu-

ständig ist. Etwa 86 % davon leben wirklich in Stuttgart, der Rest 

außerhalb. 

- Ca. 200 Familien in Stuttgart sind mit Pflegekindern Ăbelegtñ. 

- Der PKD umfasst 4,25 Stellen. Einige Mitarbeiter arbeiten in Teil-

zeit. 

- Die Entwicklung in der Vollzeitpflege ist nur leicht steigend, ansons-

ten relativ konstant (Grund hierfür kann eine Fokussierung auf den 

Kinderschutz sein, die tendenziell schnellere Eingriffe und Fremd-

unterbringungen mit sich bringt). 
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12. Gibt es Besonderheiten in Stuttgart? 

 

- Der PKD ist ein zentrales Angebot und unabhängig von den 

Schwerpunktträgern der einzelnen Bereiche. 

- Der PKD ist angegliedert an die Erziehungsstellen des Jugendam-

tes. 

  

13. Gibt es Probleme in Ihrer Arbeit (z.B. gesetzlich; mit den Herkunftsfa-

milien)? 

 

- Antragssteller ist der Sorgeberechtigte bzw. Vormund, der Kosten-

bescheid ergeht an die leiblichen Eltern Ą Selbst wenn die Eltern 

kein Sorgerecht mehr innehaben, erfahren sie immer von der 

Fremdunterbringung und teilweise auch, wo genau ihr Kind unter-

gebracht wird. 

- Wenn Pflegefamilien bei besonders schwierigen Kindern zusätzli-

che Hilfe (z.B. eine ambulante Unterstützung durch das Jugend-

amt) benötigen und nicht Inhaber der Personensorge sind, muss 

die Hilfe vorher von den Personensorgeberechtigten, i.d.R. den 

leiblichen Eltern beantragt werden. Das kann zu erheblichen Span-

nungen zwischen den beiden Familien führen. 

- Angebote für leibliche Eltern fehlen, z.B. ein spezieller HzE-

Baustein für Eltern und Kind, psychologische Beratung, etc. 

 

14. Gibt es Ihrer Meinung nach Änderungsbedarf im Gesetz/ Jugendhilfe-

recht? Wenn ja, wo genau? 

 

- Große Unsicherheit, da rechtliche Situation des Pflegekindes meist 

offen. Eine Adoption kann (fast) nur mit Zustimmung der Eltern er-

folgen. 

- Andere Länder handhaben dies unterschiedlich. Das deutsche 

Recht ist hier (vielleicht durch die deutsche Geschichte mit 

Zwangsadoptionen  in der DDR) sehr vorsichtig. 

- Das BGB ist stark elternorientiert, während das SGB VII schon fort-

schrittlicher und mehr auf das Kind ausgerichtet ist. 

 

15. Haben Sie Verbesserungsvorschläge z.B. für Arbeitsabläufe oder die 

Handhabung von gesetzlichen Regelungen? 

 

- Das Anfertigen einer Arbeitshilfe für die WJH, da bei einigen ge-

setzlichen Regelungen noch viele Unklarheiten bestehen. 
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- Einmalige Leistungen an Pflegefamilien könnten zur Vereinfachung 

eventuell pauschal ausgezahlt werden. 

- Es gibt bisher keine einheitlichen, verbindlichen Standards, wann 

ein erhöhtes Pflegegeld bewilligt wird und welche Kriterien für wel-

che Erhöhungen vorliegen müssen. Außerdem sind die Erzie-

hungszuschläge immer nur für ein Jahr bewilligt, was einem Ein-

kommensausfall bei pädagogischen Fachkräften, die ein besonders 

schwieriges Pflegekind Vollzeit betreuen, nicht gerecht wird. 

 

16. Heim oder Pflegefamilie - Wie würden Sie das beurteilen? 

 

- Das kann man nicht genau sagen. Es kommt erheblich auf den 

Einzelfall an. 

- Es handelt sich hierbei auch um eine Kostenfrage, da Heimplätze 

deutlich teurer sind als die Unterbringung eines Kindes in einer 

Pflegefamilie. 

- In Stuttgart gibt es aber glücklicherweise keinen Druck aus Kosten-

gründen. 
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Anlage 2:    

Der allgemeine Sozialdienst des Jugendamtes Stuttgart - Mittei-

lungsvorlage (GRDrS 817/2001; Stuttgart, den 25.10.2001) 
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Anlage 3:    

Interview mit Frau Weibler ï Allgemeiner Sozialdienst Stuttgart - am 

23.07.2012  

Fragenkatalog: 

1. Wie würden Sie Ihren Arbeitsalltag (Aufgaben, Rechte und Pflichten) 

beschreiben?  

 

- Beratung von Kindern, Eltern oder ganzen Familien zu psychi-

schen, sozialen oder materiellen Problemen. 

- Begleitung der Leistungserbringung. 

- Moderation bei Konflikten während der Hilfegewährung. 

 

2. Ab welchem Zeitpunkt werden Sie zuständig bzw. tätig? 

 

- ASD überprüft eine Familie. 

- Die Pflegefamilie hat Beratungs- und Erziehungsbedarf. 

- Die Herkunftsfamilie lebt hier, bzw. Pflegekind wird an Stuttgart ab-

gegeben. 

 

3. Mit welchen Diensten/Ämtern stehen Sie in Bezug auf Vollzeitpflege in 

Kontakt? Weshalb? 

 

- Freiwillig: 

o Alle Stellen, zu denen die Eltern der Pflegekinder Kontakt 

haben (z.B. Ärzte, Therapeuten, ggf. Drogenberatung, etc.): 

Sie müssen für Einschätzung des Hilfebedarfs und der Dau-

er miteinbezogen werden. 

o Sozialamt 

o Evtl. das Meldeamt 

- Unfreiwillig (z.B. bei Sorgerechtsentzug):  

o Gericht: ASD muss einen Gerichtsbericht verfassen 

o Verfahrenspfleger 

o Anwälte 

 

4. Wie viele Fälle von Vollzeitpflege haben Sie? 

 

- Im Moment keinen. 
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5. Wie gestaltet sich der grundsätzliche Ablauf einer Vollzeitpflege? 

 

- Die für den Einzelfall geeignete Hilfe wird gesucht. 

- ASD meldet einen Bedarf an den PKD. Dieser sucht eine passende 

Familie. Vorher muss manchmal als Übergang eine Bereitschafts-

pflegefamilie gefunden werden. 

- Anschließend Hilfeplangespräch mit den Eltern, dem ASD, evtl. 

dem Vormund (falls vorhanden), den Pflegeeltern und dem PKD. 

Abschluss eines Kontrakts 

- Betreuung und Beratung bei Pflegefamilien macht der PKD 

- BZ ist für die Herkunftsfamilie zuständig, daher Konfliktpotenzial 

aufgrund der unterschiedlichen Interessenlagen von PKD und ASD. 

- Wenn die Herkunftsfamilie oft umzieht, kann der Zuständigkeits-

wechsel (bis zum Ablauf der 2 Jahre) beim ASD schnell gehen. 

- Rückführung ja oder nein ist ein großes Thema des ASD. Der Mit-

arbeiter muss die Perspektive jedes Kindes genau im Blick haben. 

- Die Rückführung kann aber auch schnell gehen, z.B. bei geplanten 

Aufenthalten in der Pflegefamilie. Je kleiner die Kinder sind, desto 

schneller geht die Rückführung. Je älter die Kinder, desto behut-

samer muss die Rückführung angegangen werden. 

- Das Wunsch- und Wahlrecht wird bei Kinder und Jugendlichen ab 

ca. 7-8 Jahren berücksichtigt. Trotzdem muss den Kindern Orientie-

rung geboten werden. 

 

6. Wie ist der Kontakt mit der WJH? Wie oft und in welchen Momenten 

haben Sie Kontakt/Berührungspunkte? 

 

- Prinzipiell sehr gut! 

- Es gibt kurze Wege, da man einen gemeinsamen Arbeitsplatz hat 

(Bündelung der Kompetenzen von ASD und WJH  in einem Bera-

tungszentrum). 

- WJH bekommt eine Mehrfertigung fast aller Unterlagen des ASD. 

- WJH prüft, ob die vom ASD angedachte Hilfe rechtmäßig ist. 

- WJH bearbeitet Anträge der Pflegefamilie auf einmalige Leistun-

gen. Der ASD weiß in den meisten Fällen vor dem Antrag darüber 

Bescheid und klärt die Bedingungen vorab mit der WJH ab. 
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7. Gibt es rechtliche oder praktische Schwierigkeiten oder Abgrenzungs-

probleme der einzelnen Dienste bei der Vollzeitpflege? 

 

- Die Parallelstrukturen von PKD und BZ ergeben ein Konfliktpoten-

zial, da ein Dienst die Pflegefamilie und einer die Herkunftsfamilie 

vertritt (unterschiedliche Interessenlagen). 

- Bei der Auswahl einer geeigneten Pflegefamilie herrscht teilweise 

Uneinigkeit der Dienste. 

- In der Hilfe gibt es viele Parteien, die mitreden und mitentscheiden 

möchten. 

 

8. Haben Sie Verbesserungsvorschläge für Arbeitsabläufe? 

 

- (etwas) mehr Unterstützung für Pflegefamilien in Form von Bera-

tung, etc. é 
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Anlage 4:    

Referat Soziales, Jugend und Gesundheit Stuttgart; Kinder in Pflege-

familien ï Konzeption, Stand: Januar 2012 (Auszug) 
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Anlage 5:   

Interview mit Frau Fox-Rappold - Abteilung Beistandschaften, Vor-

mundschaften, Pflegschaften Stuttgart ï am 27.06.2012 

Fragenkatalog: 

1. Wie würden Sie Ihren Arbeitsalltag (Aufgaben, Rechte und Pflichten) 

beschreiben? 

 

- Siehe Anhang Nr. 1 

- Der Vormund ist ein ĂElternersatzñ. 

- Er ist nicht weisungsgebunden (nur an dienstliche Anweisungen), 

sondern nur dem Wohl des Kindes verpflichtet. 

- Der Vormund wird vom Familiengericht überwacht und muss einen 

jährlichen Bericht über seine Arbeit verfassen.  

 

2. Wie lange sind Sie schon auf dieser Stelle tätig? 

 

- Seit dem Jahr 2000 im Bereich der Beistandschaften und Vor-

mundschaften tätig. 

- Leitung der Abteilung Beistandschaften, Vormundschaften, Pflegs-

chaften seit 2010. 

- Die Leitungstätigkeit umfasst v.a. die rechtliche Beratung der Mitar-

beiter, sowie etwa 20 % Fallarbeit. 

-  

3. Mit welchen anderen Ämtern arbeiten Sie zusammen? 

 

- Mit allen Ämtern aus dem Leben des Kindes. 

- Kontakte mit der WJH: bei Fremdunterbringungen schlägt der Vor-

mund eine möglicherweise geeignete Hilfeform vor. Außerdem 

muss er den Antrag auf HzE unterzeichnen und in Kontraktgesprä-

chen seines Mündels anwesend sein. Der Vormund ist außerdem 

der Adressat des Bewilligungsbescheids. 

 

4. Wie intensiv sind die Beziehungen mit den Mündeln/Pflegefamilien/ 

Herkunftsfamilien...? 

 

- Am 06.07.2012 wurde das Vormundschaftsrecht geändert. Seitdem 

sind monatliche Mündelkontakte Pflicht, ebenso wie eine Fallober-

grenze pro Mitarbeiter von 50 Fällen. Beides ist jedoch zeitlich und 

auf längere Sicht in der Praxis undenkbar. 
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- Pflegefamilie und Herkunftsfamilie haben eigentlich nur bei Kon-

traktgesprächen miteinander Kontakt, sonst anlassbezogen. 

- Mit seinem Mündel hat der Vormund vierteljährlich alleinigen Kon-

takt (§ 36 SGB VIII).  

 

5. Welche Formen der Vormundschaft gibt es? 

 

- Siehe Anhang Nr. 2. 

- Gesetzliche Vormundschaft 

- Bestellte Vormundschaft 

 

6. Rechte und Pflichten des Mündels 

 

- Siehe Anhang Nr. 3 

 

7. Wann endet die Vormundschaft? 

 

- Die gesetzliche Vormundschaft endet z.B. durch das Volljährig 

werden der Mutter oder durch eine Adoption (bei vorangegange-

nem Adoptionspflegeverhältnis). 

- Die bestellte Vormundschaft endet durch Beschluss, z.B. bei der 

Rückführung, mit dem 18. Lebensjahr oder kraft Gesetzes. 

 

8. Probleme in der Praxis? Gesetzliche Probleme? 

 

- Es kann Probleme mit dem Familiengericht geben, z.B. wegen der 

Rückführung des Kindes in die Herkunftsfamilie gegen den Willen 

des Vormundes. 

- Das neue Vormundschaftsrecht bringt ebenfalls Probleme mit sich, 

da die angestrebten, monatlichen Besuchskontakte in der Praxis 

nicht geleistet werden können. 

 

9. Verbesserungsvorschläge? Änderungsbedarf im Gesetz? 

 

- Neues Vormundschaftsrecht sollte anhand einer Machbarkeitsstu-

die überprüft werden. 

- Für die Mündelkontakte sollte mehr, individueller Spielraum  vor-

handen sein. 

 

10. Rechtsgrundlagen? 

 

- Siehe Anhang Nr. 4 
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11. Unterschiede Vormundschaft und Pflegschaft (rechtlich und in der  

 Praxis): 

 

- Die Vormundschaft umfasst sowohl die gesamten Personen- als 

auch die Vermögenssorge des Kindes. 

- Die Pflegschaft schränkt die Rechte der Eltern lediglich ein und 

nimmt Ihnen diese nicht ganz. Meist werden Aufenthaltsbestim-

mungsrecht und Gesundheitsvorsorge bzw. das recht, HzE zu be-

antragen, auf den Pfleger übertragen. 
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Anhang Interview Nr. 1: 
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Anhang Interview Nr. 2: 
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Anhang Interview Nr. 3: 
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Anhang Interview Nr. 4: 
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Anlage 6:    

KVJS Ratgeber: Was Pflegeeltern wissen sollten; Anregungen und 

Informationen für Familien, die sich für die Aufnahme eines Pflege-

kindes in Vollzeitpflege interessieren, Stand: September 2009 (Aus-

zug) 
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Anlage 7:    

Handbuch für Pflegefamilien Stuttgart, Informationen und Empfeh-

lungen, Stand: Januar 2012 (Auszug S. 48 - 50) 
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Anlage 8:    

Landeshauptstadt Stuttgart Jugendamt, Rahmenvereinbarung zur 
Hilfeplanung und Leistungserbringung der Hilfen zur Erziehung in 
Stuttgart, Stand: 14.06.2002 (Auszüge) 
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